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Vereinigungskrise und Standortdebatte 

Der Beitrag der Wiedervereinigung  zur Krise des westdeutschen Modells* 

I. Vorbemerkung 

Die deutsche Vereinigimg ist leider nicht so verlaufen, wie es die meisten erwartet 
und gewünscht hatten. Schriftsteller wie Günther Grass beklagen die ökonomische, 
politische und moralische Enteignimg der Ostdeutschen. Unterdessen droht das 
ganze Land von der ökonomischen Last der Vereinigung erdrückt zu werden. Ist 
aber von der „Krise des Standortes Deutschland0 die Rede, steht allein die Globa-
lisierung der Wirtschaft als Ursache im Vordergrund. Sie - nicht der „Aufbau 
Ost" - dient als Alibi für den Umbau des Sozialstaates (vgl. Henkel 1995a, 1995b). 
Wem wäre auch geholfen, wenn mit der „dreifachen Enteignung der Ostdeutschen" 
(Bender 1998, S. 73) die Krise des westdeutschen Modells als Folge der Wieder-
vereinigung ins Rampenlicht gerückt würde? Die Tragik der Vereinigungspolitik 
besteht darin, daß beides wahr ist: Die Menschen zwischen Elbe und Oder haben 
Grund, sich von der übermächtigen Bonner Republik überrannt zu fühlen. Tatsache 
ist aber auch, daß diese bis an die Grenzen der Belastbarkeit alles getan hat, um 
die neuen Landesteile auf ihr ökonomisches und wohlfahrtsstaatliches Niveau zu 
hieven. 

Ohnmachts- und Verlustgefühle der Ostdeutschen wuchsen in dem Maß, in 
dem die westdeutsche Politik mit Macht ihre Verhältnisse zum Guten wenden 
wollte. Ihr Verlust bestand nicht darin, daß die DDR unterging. Er bestand darin, 
daß dem einst leuchtenden Westen sein schöner Schein abhanden kam. Die Ost-
deutschen gaben die DDR mit Begeisterung in die Hände westlicher Politiker und 
Manager. Beraubt wurden sie des Vorbildes Bundesrepublik. Dies ist der bedrücken-
de Zusammenhang zwischen ostdeutscher Deprivation und ökonomischer Verei-
nigungskrise. Könnte es aber den Ostdeutschen nicht auch ein Trost sein, daß 
nicht nur sie, sondern auch die Westdeutschen sich in der Leistungskraft des 
westdeutschen Modells geirrt haben? 

* Gerhard Lehmbruch zum 70. Geburtstag gewidmet. Für hilfreiche Hinweise danke ich 
Ulrich von Alemann, Bodo von Greiff, Susanne Lütz, Brigitte Reiser, Magnus Ryner 
und Georg Simonis. 
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Es ist wahr; Das Land und seine ausgelaugte Wirtschaft gerieten in Westbesitz. 
Aber die westdeutschen Politiker und Unternehmer konnten daraus nicht das 
machen, was sie selbst erwartet und vollmundig versprochen hatten. Warum das 
nicht gelang und welche Folgen daraus erwachsen sind, muß endlich diskutiert 
werden, weil sonst die groteske Wechselwirkung von immer größeren westdeut-
schen Anstrengungen und einem fortschreitenden Rückzug in eine ostdeutsche 
Innerlichkeit nicht aufhört. Vielleicht entsteht aus einer solchen Bestandsaufnahme 
der Konsens für Problemlösungen, die längst überfällig sind - für Reformen, die 
das bisherige Sozialstaatsmodell Deutschland modifizieren, aber nicht aufgeben 
oder gar ins Gegenteil verkehren. 

In Ostdeutschland hat sich nach dem Beitritt zur Bundesrepublik alles geändert. 
Im Westen aber blieb alles beim alten? Auch das stimmt und ist doch nur die 
halbe Wahrheit. Die ganze Bundesrepublik - Ost und West - befindet sich heute 
in einem Prozeß tiefgreifender Umwälzung. Was einst als „Modell Deutschland" 
gepriesen und der Welt zum Vorbild empfohlen wurde, ist nur noch in Umrissen 
erkennbar. Und es verblaßt weiter. Der folgende Beitrag ist ein Versuch, das 
Dilemma der heutigen deutschen Politik aufzuzeigen. Er soll auf Entwicklungen 
hinweisen, die den politischen Handlungsspielraum verengen, die Konsensgrund-
lagen der Gesellschaft schwächen, ihre Legitimationsquellen austrocknen und die 
institutionellen und moralischen Grundlagen der im Westen entstandenen zweiten 
Republik untergraben könnten. 

Es mag in bestimmter Lesart so aussehen, als würde ich der alten Bundesre-
publik nachweinen. Mitnichten. So beispielgebend sie in der deutschen Geschichte 
dasteht, der Weg der Bundesrepublik läßt sich im vereinten Deutschland nicht 
bruchlos weiterführen. Indes ist es kein Widerspruch, dem alten Modell Referenz 
zu erweisen und zugleich den Keim des Neuen aufzudecken. Dies scheint die 
Tücke der Vereinigungspolitik insgesamt zu sein: Einrichtungen der Bundesrepu-
blik, die zunächst eine große Hilfe auf dem Weg zur Einheit darstellten - Föde-
ralismus, soziale Sicherungssysteme, verbandliche Selbstregulierung - gerieten 
mit der Vereinigung selbst in eine Krise, aus der sie nun nur noch schwer heraus-
kommen. Mein Beitrag möchte diesen Zusammenhang - nicht ohne Bedauern -
hervorheben und mögliche Erklärungen anbieten. 

II. „Modell Deutschland" am Scheideweg 

In den siebziger und achtziger Jahren galt der westdeutsche Weg, weltwirtschaft-
lichen Herausforderungen entgegenzutreten, als Vorbild. Die Organisation für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) empfahl ihn anderen 
Industrieländern zur Nachahmung. Im Mai 1997 stellte der Vorsitzende des Bun-
desverbandes der deutschen Industrie (BDI), Olaf Henkel, lapidar fest: „Unser 
Modell will keiner mehr".1 Politiker, Gewerkschafter und Wissenschaftler bekla-

1 Interview in: „Die Zeit", Nr. 20 vom 9. Mai 1997, S. 19. 
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gen, daß Erfolgskonzepte, die das „Modell Deutschland" einst auszeichneten, 
neuen Anforderungen nicht mehr gewachsen seien (vgl. Riester/Streeck 1997). 
Sieben Jahre nach der deutschen Vereinigung, an der Schwelle zur vollständigen 
europäischen Marktintegration und angesichts einer globalen Entgrenzung von 
Finanzströmen und Produktionsnetzwerken, stellt sich die Frage, ob ein organi-
sierter Kapitalismus, wie ihn das westdeutsche Modell darstellt, überleben kann 
(vgl. Streeck 1997). Um die Frage zu beantworten, müssen zwei Problemkreise 
unterschieden werden. 

Das „Modell Deutschland" wird zum einen durch exogene Anpassungsproble-
me herausgefordert. Damit verbunden sind seit Mitte der siebziger Jahre die 
bekannten Fragen der internationalen Wettbewerbsfähigkeit und des sektoralen 
Strukturwandels. Sie wurden verschärft durch weltwirtschaftliche Entwicklungen, 
die vom „eingebetteten Liberalismus" (Ruggie 1982) der ersten Nachkriegsjahr-
zehnte zunehmend abweichen. Das frühere Vermögen nationaler Regierungen, 
das Verhältnis zwischen Staat und Wirtschaft nach sozialpolitischen Vorstellungen 
einzurichten, ist seit dem Zusammenbruch fester Wechselkurse und der Aufhe-
bung aller Kontrollen im zwischenstaatlichen Kapitalverkehr beeinträchtigt. An-
scheinend hat die spezifisch westdeutsche Konfiguration des Wohlfahrtsstaates, 
bestehend aus den Elementen eines lohnarbeitszentrierten Sozialstaatsmodells, 
korporatistischer Interessenvermittlung, industrieller Bankenmacht und föderaler 
Politikverflechtung in einer entgrenzten Weltwirtschaft ihren früheren Vorteil ein-
gebüßt. 

Eine andere - endogen verursachte - Herausforderung resultiert aus den Folgen 
der deutschen Vereinigung. Das Bruttosozialprodukt pro Jahr und Einwohner 
sank von 40.200 DM in Westdeutschland (1990) auf 36.000 DM (1991) im wieder-
vereinigten Deutschland (Statistisches Bundesamt 1996, S. 641).2 Entsprechend 
war die Bundesrepublik im OECD-Vergleich der wirtschaftlichen Leistungskraft 
vorübergehend auf Rang 12 zurückgefallen - nicht mehr allzuweit von Rang 17 
entfernt, den einst die DDR - ungerechtfertigt - für sich beansprucht hatte.3 Neben 
den ökonomischen und finanziellen verengten sich die politischen Gestaltungs-

2 1991 betrug das Bruttoinlandsprodukt im früheren Bundesgebiet 40.780 DM/Einw., in 
den neuen Ländern und Berlin/Ost 11.700 DM/Einw., in Gesamtdeutschland 34.990 
DM/Einw. (Statistisches Bundesamt 1995, S. 655; vgl. BMWi 1996, Tabelle 3.2.2). 

3 1989 hatte Luxemburg in der Europäischen Gemeinschaft das höchste Bruttoinlands-
produkt je Einwohner, gefolgt von der Bundesrepublik (Statistisches Bundesamt 1992, 
S. 163; errechnet über Kaufkraftparitäten nach aktuellen Wechselkursen). 1991 lag 
Deutschland nach Italien an sechster und 1992 aufgrund von Wechselkursschwankun-
gen bereits wieder vor Italien und nach Dänemark an fünfter Stelle (Statistisches 
Bundesamt 1993, S. 160). In der um Schweden, Finnland und Österreich erweiterten 
Europäischen Union belegte es den achten Rang. Im gesamteuropäischen Rahmen, also 
mit den reichen Nicht-EU-Ländern Schweiz und Norwegen, erreichte die wirtschaft-
liche Leistungskraft pro Einwohner gerade noch den zehnten, im Konzert aller OECD-
Staaten - mit Japan, USA, Kanada - den 12. Rang (vgl. Statistisches Bundesamt: 
Statistisches Jahrbuch für das Ausland, versch. Jahre; OECD: National Accounts Stati-
stics, versch. Jahre). 



Spielräume. Statt elf sind es nun 16 Bundesländer, die die Politik der Bundesre-
gierung mitbestimmen. In den neuen Bundesländern funktionieren nicht alle dort-
hin übertragenen Institutionen des westdeutschen Modells. Ob es sich um die 
makroökonomische Steuerung des Aufbaues-Ost handelt, um die institutionelle 
Koordination von Wirtschaftssektoren, die Mitbestimmung, die Tarifpolitik, die 
Berufsausbildung, die Industriefinanzierung durch „Hausbanken" oder um Insti-
tutionen der Produktionsorganisation wie das Meistersystem: Viele dieser tradi-
tionellen Elemente des „Modells Deutschland" wurden im Zuge des Aufbaues-Ost 
in Frage gestellt oder teilweise aufgegeben. 

Die Krise des „Modells Deutschland" und des deutschen Wirtschaftsstandortes 
enthält viele Einzelaspekte, und ebenso mannigfaltig sind ihre Ursachen. Während 
die globalen Herausforderungen im Rahmen der sogenannten „Standortdebatte" 
tief und breit analysiert werden, erfährt der Beitrag der deutschen Vereinigung 
zu dieser Krise kaum Beachtung. Von politischer Seite ist dies verständlich. Er-
fahrungen, die der frühere Bundesbankpräsident Otto Pohl und der damalige 
SPD-Kanzlerkandidat Oskar Lafontaine im Vorfeld der Vereinigung mit kritischen 
Äußerungen gemacht hatten, zeigen, daß sich diese Diskussion politisch nicht 
auszahlt. Inzwischen sind alle maßgeblichen politischen Kräfte in die postsozia-
listische Transformationspolitik seit vielen Jahren so stark involviert, daß man 
eine kritische Befassung mit der Materie kaum erwarten darf. 

Nicht viel anders sieht es im Verwaltungsapparat aus. Es gibt kaum einen 
leitenden Beamten, der nicht selbst am Aufbau-Ost beteiligt gewesen wäre. Eine 
Transferbilanz oder eine kritische Evaluation der bisherigen Strategie wird aus 
Eigeninteressen der maßgeblichen Akteure und mit Rücksicht auf unkalkulierbare 
Folgen in der Öffentlichkeit vermieden. Den möglichen Beitrag der Wiederverei-
nigung zur prekären Wirtschaftslage der neunziger Jahre zu verdrängen, führt 
indes leicht zu Fehlschlüssen bei der Bekämpfung der Krise. Es ist ein großer 
Unterschied, ob das westdeutsche Modell an einem säkularen Trend wie der 
Globalisierung scheitert oder an einem einmaligen historischen Einschnitt wie der 
deutschen Wiedervereinigung. Eine falsche Krisendiagnose wäre verhängnisvoll, 
weil sie tragfähige Problemlösungen behindert, und zwar um so nachhaltiger, je 
mehr der historische Tatsachenblick im Fall der Vereinigungskrise aus politischer 
Opportunität oder falschem nationalem Pathos verlorengeht. 

Probleme der Wettbewerbsfähigkeit und der Anpassung an weltwirtschaftliche 
Veränderungen sind keineswegs neu. Das westdeutsche Modell und ähnliche 
sozialpartnerschaftliche Modelle in der Schweiz, Japan, Österreich, Schweden oder 
Norwegen galten bislang als besonders erfolgreich bei ihrer Bewältigung (Schmidt 
1982; Katzenstein 1984, 1985, 1989; Lange/Garett 1985; Czada 1983, 1987). Ob 
jedoch ein Konsensmodell gleichermaßen geeignet ist, mit ganz anderen Problemen 
- nämlich hohen Ressourcenabflüssen und langandauernden massiven Einschrän-
kungen der Verteilungsspielräume - fertig zu werden, ist leider ganz ungewiß 
(vgl. aus historischer Sicht Schmidt 1997, S. 46-59). 

Der tiefe historische Einschnitt, den die Wiedervereinigung bewirkte, läßt zu-
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mindest die Frage aufkommen, ob das westdeutsche Modell ohne dieses singulare 
Ereignis in der Lage gewesen wäre, die weltwirtschaftlich induzierten Probleme 
der neunziger Jahre zu meistern. Ohne die Sonderaufgaben der deutschen Einheit 
wären immerhin zusätzliche sozialpolitische Verteilungsspielräume von nicht we-
niger als 700 Milliarden DM zur Lösung wirtschaftlicher Anpassungsprobleme 
verfügbar, die im Zuge des Aufbaues-Ost konsumtiv verwendet wurden.4 Man 
kann annehmen, daß ohne diesen Ressourcenabfluß eine korporatistische Moder-
nisierungsstrategie in der Tradition des Konsensmodells Deutschland größere 
Erfolgschancen gehabt hätte. Ergänzt man diese Überlegung durch die Analyse 
von institutionellen Governance-Problemen in Ostdeutschland (vgl. Lehmbruch 
1994, 1996; Czada/Lehmbruch 1998), wird die These plausibel, daß nicht vor-
nehmlich exogene Probleme das Modell Deutschland überforderten, sondern en-
dogene Dilemmata der Vereinigungspolitik.5 Um die These zu prüfen, sollen zu-
nächst einige Kernelemente des Modells erörtert werden. 

III.  Begriffsvielfalt  und Problemperspektiven 

Der Begriff „Modell Deutschland'' ist in verschiedenen Kontexten verwendet wor-
den. Dies mag mit dem Wandel von wirtschafts- und sozialpolitischen Problem-
lagen zusammenhängen. Unabhängig von den Zeitläuften waren es auch politische 
Erwägungen und theoretische Perspektiven, welche die Diskussion bestimmten. 
Als sozialdemokratische Wahlkampfparole von 1976 meinte der Ausdruck zu-

4 Dieser Betrag umfaßt nur die „sozialen" Kosten der Einheit, also die West-Ost-Trans-
fers minus der öffentlichen oder öffentlich finanzierten investiven Aufbauleistungen. 
Die vereinigungsbedingte Staatsverschuldung von rund 650 Mrd. DM zwischen 1990 
und 1996 (Hartwich 1997, S. 215; Bundesbank 1997a) muß um Steuerausfälle ergänzt 
werden, die durch Sonderabschreibungen auf Investitionen in den neuen Bundeslän-
dern entstanden sind (bis 1994 bereits 30 Mrd. DM; Bredemeier 1996, S. 185). Insgesamt 
wurden in diesem Zeitraum öffentliche Mittel (ohne Sozialversicherungen mit DDR-
Altschulden) von 1.200 Mrd. DM netto in die neuen Bundesländer transferiert. Je nach 
Abrechnungsjahr flossen die Hälfte bis zu zwei Drittel in den Konsum (Bundesbank 
1992, S. 20; Bredemeier 1996, S. 186). Die von der DDR übernommenen Altschulden 
(DDR-Staatsschulden, in den Kreditabwicklungsfonds übernommene sowie von der 
Treuhandanstalt refinanzierte Schulden von DDR-Wirtschaftsunternehmen, Schulden 
des ostdeutschen Wohnungsbaues und gesellschaftlicher Einrichtungen von Gemein-
den) betrugen 177 Mrd. DM (Hartwich 1997, S. 216). Von den verbleibenden öffentlich 
geförderten Investitionen können nach marktwirtschaftlichen Kriterien 15 Prozent als 
fehlgeleitet betrachtet werden (65 Mrd. DM, Bredemeier 1996, S. 186). Es bleiben also 
nicht viel mehr als 300 Mrd. DM für Investitionen übrig, die zur Stärkung des Indu-
striestandortes und zum Aufbau einer Exportbasis-Ost beitrugen. 

5 Gerhard Lehmbruch hat in zahlreichen Beiträgen die Probleme beim „Transfer des 
korporatistischen Steuerungsrepertoires" in die neuen Bundesländer analysiert und 
dabei Erosionserscheinungen insbesondere im Bereich der Arbeitsbeziehungen und 

" der Selbstorganisationsfähigkeit von Spitzenverbänden ausgemacht (z.B. Lehmbruch 
1994, 1996). Er hat im übrigen sehr früh (Lehmbruch 1990) Verwerfungen des policy-
making-Systems, der institutionellen Steuerungsstrukturen und politischen Kräfte in 
der wiedervereinigten „dritten deutschen Republik" vorausgesehen. 



Vereinigungskrise und Standortdebatte 2Ɲ

nächst nur, daß Deutschland die wirtschaftlichen Turbulenzen im Gefolge der 
ersten Erdölkrise von 1974 besser als andere Industriestaaten gemeistert habe. 
Gegen Endes des Jahrzehnts wurde der Begriff zunehmend zur Kennzeichnung 
einer Politik des industriellen Strukturwandels und der Modernisierung altindu-
strieller Sektoren gebraucht, vor allem dann, wenn sie mit dem Anspruch des 
sozialen Interessenausgleiches auftrat (vgl. Esser/Fach/Väth 1983). Insofern wa-
ren die Strukturen gesellschaftlicher Interessenvermittlung mitgedacht, insbeson-
dere die Einbindung von Gewerkschaften und Betriebsräten in die Politik des 
Strukturwandels. Als die Politikwissenschaft den Begriff aufnahm, verdichtete er 
sich zu einem theoretischen Konstrukt aus „neokorporatistischer" Interessenver-
mittlung und „materieller Ökonomisierung" der Politik (Esser/Fach/Simonis 
1980; Markovits 1982; Lehmbruch 1984). In der damaligen Debatte um das „Modell 
Deutschland'' wurden drei Schwerpunkte erkennbar. 

- „Modell Deutschland" als makroÖkonomiseher Steuerungskomplex: Hier stand die makro-
ökonomische Konzertierung der Produzentenverbände im Vordergrund. Neben der Ein-
bindung von Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden in die allgemeine Wirtschafts-
politik galt vor allem das Tarifvertragswesen (Tarifautonomie, Flächentarifvertrag und 
Lohnführerschaft einzelner Tarifbezirke) als kennzeichnendes Merkmal kooperativer Kon-
fliktbewältigung. Die Einbindung der Gewerkschaften in die Wirtschaftspolitik, wie sie 
als Bestandteil keynesianischer Wachstumsstrategien - z.B. in der „Konzertierten Aktion" 
der Jahre 1968 bis 1976 - praktiziert wurde, findet sich als Forschungsgegenstand vor 
allem in frühen Beiträgen zum Konzept eines neuen Korporatismus (Lehmbruch 1977, 
1984; vgl. Czada 1983). Scharpf (1987) beschreibt das Modell Deutschland als ein spezi-
fisches institutionell eingebettetes Interaktionsgeflecht, das die Handlungsoptionen von 
Gewerkschaften, Bundesregierung, Bundesbank und Arbeitgebern bestimmt. 

- Institutionelle Sektorkoordination: Politikwissenschaftler verbanden das „Modell Deutsch-
land" von Anfang an mit Fragen der Krisenregulierung in bestimmten Industriezweigen 
(Esser 1982; Esser/Fach/Väth 1983). Hier ging es um Probleme der industriellen Struk-
turanpassung und ihrer institutionellen Bewältigung. In diesen Kontext gehörte auch die 
am Beginn der achtziger Jahre einsetzende Diskussion um einen „Meso-Korporatismus" 
und - später - um die „Governance of industries" (Campell/Lindberg/Hollingsworth 
1991; Lehmbruch 1996). Dieser Diskussionsstrang läßt sich an eine ältere Debatte rück-
binden, die mit dem Begriff „organisierter Kapitalismus" verbunden ist. In diesen Kontext 
gehören z.B. die Ausführungen von Shonfield (1965) zur bankenzentrierten Industriefi-
nanzierung einschließlich weitreichender Überkreuzverflechtungen von Aufsichtsrats-
mandaten, die in der Wiederaufbauphase der fünfziger Jahre eine sektorale Quasi-Indu-
striepolitik ermöglicht hatten. 

- Das Produktionsmodell Deutschland kann als eine Ergänzung der genannten makro- und 
mesokorporatistischen Arrangements betrachtet werden. Hier ging es um die einzigartige 
Konfiguration von institutionellen Arrangements zur Gestaltung und Steuerung der Pro-
duktion. Vielfach standen die betriebliche und überbetriebliche Mitbestimmung und ihre 
Auswirkungen auf Modernisierungsprozesse im Vordergrund (vgl. Müller-Jentsch 1988). 
Neben der Einbindung von Betriebsräten und Gewerkschaften wurde die Bedeutung des 
dualen Systems der Berufsausbildung und des „Meistersystems" in der Produktions-
organisation hervorgehoben (Streeck 1992, 1996). Diese Debatte war von der industrie-
soziologischen Forschung stark beeinflußt. 
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Für alle drei Bereiche bedeutete die deutsche Vereinigung eine besondere Heraus-
forderung. Sie bestand und besteht zum einen darin, die materiellen Probleme 
der marktwirtschaftlichen Transformation, den „Aufbau-Ost", zu bewältigen. Zum 
anderen ging es um die Übertragung der westdeutschen Institutionen in die neuen 
Bundesländer. Ersteres ist, wenn man die Lage im Jahr 1998 an frühen Erwartungen 
der Jahre 1990 und 1991 mißt, mißlungen. Weder vollzog sich der Wirtschaftsauf-
schwung in der erwarteten Schnelligkeit, noch ließen sich bis heute (1998) selbst-
tragende Antriebsmomente in ausreichendem Maß erkennen. Die Folge waren 
nicht nur öffentliche Transfers in die neuen Bundesländer von nicht weniger als 
1 Billion (1.000 Mrd) DM im Zeitraum zwischen 1990 bis 1995, sondern auch ein 
gleichzeitiges Wachstum der öffentlichen Verschuldung in ähnlicher Größenord-
nung (vgl. Czada 1995). Die Erfolgsbilanz des ökonomischen Aufbaues-Ost ist, 
vorsichtig ausgedrückt, bescheiden (vgl. Wegner 1996). 

Ganz anders sieht der institutionelle Aufbau-Ost  aus. Die Bundesrepublik stellt 
sich sieben Jahre nach der Vereinigung als ein politisch-institutionell hoch inte-
griertes Staatswesen dar. Dies gilt weitgehend auch für die wichtigsten institutio-
nellen Aspekte des „Modells Deutschland". Die westdeutschen Gewerkschaften 
und Unternehmer verbände konnten sich, einschließlich der entsprechenden tarif-
politischen und arbeitsrechtlichen Regelwerke, in die neuen Bundesländer aus-
dehnen. Sie trafen dort freilich auf Handlungsbedingungen, die mit dem in den 
siebziger und achtziger Jahren in der Bundesrepublik vorherrschenden Erfah-
rungshintergrund nicht viel gemein hatten. Das Modell Deutschland funktioniert 
in den neuen Bundesländern nicht in der gewünschten Weise. 

Das Ausmaß des ostdeutschen Produktivitätsrückstandes und der Verlust ange-
stammter Ostmärkte schufen ökonomische Zwänge, die mit dem Wiederaufbau 
der Bundesrepublik und mit ihren sektoralen Strukturkrisen der späteren Jahre 
kaum vergleichbar sind. Allein in Treuhandunternehmen und Ex-Treuhandunter-
nehmen sind in vier Jahren (1990 bis 1994) 2.952.000 Arbeitnehmer entlassen 
worden. Die damit verbundene arbeitsmarktpolitische Herausforderung konnte 
nur durch neue Instrumente bewältigt werden. Entsprechend ist das Arbeitsför-
derungsgesetz in diesem Zeitraum mehrmals durch Sondervorschriften für die 
neuen Bundesländer ergänzt worden (Heinelt/Weck 1997). Die Arbeitsförderung 
im Osten war unumgänglich mit Eingriffen in die Tarifautonomie verbunden. In 
Treuhandunternehmen, die ihre Lohnzahlungen nicht aus eigener Kraft erwirt-
schaften können, war der Steuerzahler „Tarifpartner". In den zahlreichen Beschäf-
tigungsgesellschaften, die den massiven Beschäftigungsverlust auffingen, wurden 
die Löhne zunächst auf 90, später auf 80 Prozent der im Osten vereinbarten 
Tarifentgelte abgesenkt. 

Für Gewerkschaften  und Unternehmewerbände bedeutete der Aufbau-Ost eine 
Zerreißprobe, die mit Verbandsflucht, Streiks, zahlreichen Schlichtungsverfahren 
bis Tain zu einer akuten Gefährdung der Institution „Flächentarifvertrag" einher-
ging. Daraus erwuchsen Veränderungen der industriellen Konfliktregelung, die, 
über makroökonomische und tarifpolitische Aspekte hinausgehend, auch die Un-
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ternehmens- und Betriebsebenen umfaßten. Öffnungsklauseln  in Tarifverträgen 
schufen neue Verhandlungsmaterien für Betriebsräte. Neue Produktionskonzepte, 
wie sie von Großunternehmen in Ostdeutschland erstmals konsequent umgesetzt 
wurden, stellten herkömmliche Praktiken betrieblicher Interessenvertretung in 
Frage. Das Vertrauensleutesystem der Gewerkschaften geriet in Gefahr, von der 
Teamorganisation am Arbeitsplatz verdrängt zu werden (bei der Teamsprecher 
die Vermittlerrolle zur unteren Leitungsebene einnehmen). Das Meistersystem 
und damit auch das duale Ausbildungswesen hat inzwischen kaum noch eine 
Überlebenschance. 

Nur wenige der politisch maßgeblichen Akteure haben die Krise der in die 
neuen Bundesländer übertragenen Regelungsstrukturen des westdeutschen Mo-
dells und die materielle Bürde des Aufbaues-Ost deutlich in der Öffentlichkeit 
thematisiert (Eggert 1994). Der Bundesfinanzminister sprach gelegentlich davon, 
er wäre ohne Vereinigung der erfolgreichste Finanzminister der Bundesrepublik 
geworden. Dieser Anspruch erscheint nicht ganz unrealistisch. Die ökonomischen 
und fiskalischen Ausgangsbedingungen waren 1989 in jeder Hinsicht günstig. Der 
Bundeshaushalt war konsolidiert: Die Regierung plante Steuererleichterungen in 
einem Ausmaß, das die Staatsquote erheblich reduziert und zugleich die private 
Nachfrage erhöht hätte. Indessen erwiesen sich eine große Steuer- und Sozialre-
form, wie sie vor allem in Neuseeland und den Niederlanden erfolgreich praktiziert 
wurden, nach der Vereinigung als nicht mehr finanzierbar. 

Auch die sozialen Sicherungssysteme waren für die Übernahme von Folgekosten 
der „Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion" gut gerüstet. Ursprünglich sollten 
auch hier die finanziellen Spielräume zur Entlastung der Beitragszahler - Arbeit-
nehmer und Unternehmen - genutzt werden. Die Schwankungsreserve der west-
deutschen Rentenversicherungen hatte 1989 eine Höchstmarke von 40 Mrd. DM 
erreicht. Ähnlich gepolstert war die Arbeitslosen- und Krankenversicherung. Da-
mit konnte die Gebietserweiterimg im Osten zunächst ohne Beitragserhöhungen 
und - mit Ausnahme der Rentenversicherung - ohne zusätzliche Staatszuschüsse 
bewältigt werden (Hickel/Priewe 1994, S. 165; Czada 1995, S. 73; Bundesbank 
1992, S. 20). Vorgesehene Beitragssenkungen ließen sich freilich unter den neuen 
Bedingungen nicht dauerhaft verwirklichen. Einer Absenkung des Beitragssatzes 
in der Rentenversicherung um einen Prozentpunkt auf 17.7 Prozent des beitrags-
pflichtigen Einkommens im Jahr 1991 folgten mehrere Erhöhungen bis auf über 
20 Prozent in den Folgejahren. Der von der Bundesregierung vorgelegte Renten-
versicherungsbericht 1996 (Bundestags-Drucksache 13/5370) offenbart weiter zu-
nehmende, bis ins nächste Jahrtausend anhaltende einigungsbedingte Lasten der 
Rentenversicherung (Tabelle 1; vgl. Riess 1997, S. 76-86).6 In den alten Bundeslän-

6 Dies liegt unter anderem daran, daß die durchschnittliche Gesamtrentenzahlung an 
Frauen in Ostdeutschland weit über denen in Westdeutschland liegt (1996: 1.352 DM 
im Osten gegenüber 1.106 DM im Westen; 2000: 1.469 im Osten gegenüber 1.192 DM 
im Westen). Die durchschnittliche Rentenleistung an Männer wird erst ab 1998 im 
Osten höher ausfallen als im Westen (1.843 gegenüber 1.801 DM) und bereits im Jahr 
2000 deutlich darüber liegen (1.956 gegenüber 1.879). Die genauen Beträge hängen von 
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Tabelle 1: Die Entwicklung des Saldos aus Einnahmen und Ausgaben in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten in den alten und den 
neuen Bundesländern von 1996 bis 2010* 

Einnahmen weniger Ausgaben (Mrd. DM) 

Jahre alte Länder neue Länder alle Länder 

1996 13,2 -18,1 -4,9 
1997 26,2 -16,1 10,1 
1998 20,4 -17,8 2,6 
1999 20,6 -18,8 1,8 
2000 22,8 -19,4 3,4 
2001 22,3 -20,7 1,6 
2002 23,6 -21,3 2,4 
2003 24,7 -21,5 3,2 
2004 24,4 -22,2 2,3 
2005 26,1 -22,4 3,7 
2006 24,8 -23,1 1,7 
2007 26,8 -23,0 3,9 
2008 26,6 -23,7 2,9 
2009 25,7 -24,5 1,1 
2010 28,5 -24,7 3,8 

* Nach einer inzwischen als optimistisch zu qualifizierenden Schätzung aus dem Jahr 
1996, der eine mittlere Lohn- und Beschäftigungsentwicklung zugrundegelegt wurde, 
ohne Bundeszuschüsse. 
Quelle: Bundestags-Drucksache 13/5370, S. 69; Riess 1997, S. 76-86. 

dem anfallende Überschüsse in der Größenordnung von jährlich bis zu 26 Mrd. 
DM sind zur Deckung von Defiziten in den neuen Bundesländern vorgesehen.7 

Ohne diese Belastung ließe sich der Beitragssatz sofort und dauerhaft bis ins Jahr 
2015 senken. Erst danach setzen demographische Belastungen massiv ein, die 
heute als Begründung für drastische Sofortmaßnahmen herhalten müssen (vgl. 
Bundestags-Drucksache 13/5370). 

Im Dezember 1997 wurde die Mehrwertsteuer mit Wirkung zum 1. April 1998 
auf 16 Prozent angehoben. Die Mehreinnahmen dienen der Erhöhung des Bun-
deszuschusses an die Rentenversicherung, um eine standortschädliche Steigerung 

fiktiven jährlichen Rentenanpassungen ab, die Relationen zwischen Ost und West 
bleiben aber aufgrund des demographischen Altersaufbaues und bereits geleisteter 
Arbeitszeiten bestehen (Angaben aus: Rentenversicherungsbericht der Bundesregie-
rung 1996, Bundestagsdrucksache 13/5370, 82). 

7 Nach Expertenrechnung müssen zwischen 1996 und 2010 insgesamt 317,3 Mrd. DM 
aus Beitragsüberschüssen im Westen an Rentenempfänger in die neuen Bundesländer 
transferiert werden (Rentenversicherungsbericht der Bundesregierung 1996, Bundes-
tags-Drucksache 13/5370, 69). Diese Prognose des Jahres 1996 hat sich freilich bereits 
ein Jahr später aufgrund der Arbeitsmarktentwicklung als zu optimistisch herausge-
stellt. 
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der Versicherungsbeiträge auf die Rekordmarke von 21 Prozent des Bruttolohns 
abzuwenden. Die Maßnahme war wie die vorangegangene Mehrwertsteuererhö-
hung zum 1. Januar 1993 - damals von 14 auf 15 Prozent - vereinigungsbedingt. 
Freilich gab es angesichts einer akuten Rentenkrise, wachsender Neuverschuldung 
und einer rasanten Talfahrt des Steueraufkommens keine vernünftige Alternative. 
Bemerkenswert ist jedoch, daß auf diesem Weg der Steuer finanzierte, vom Bund 
getragene Anteil der Rentenversicherung stetig anwächst und inzwischen ein 
Viertel der Gesamtausgaben erreicht hat. Das lohnarbeitszentrierte, aus Versi-
cherungsbeiträgen finanzierte Modell des Generationenvertrags wird so unter der 
Hand von jenen politischen Kräften ausgehebelt, die es eigentlich verteidigen 
wollten, dazu aber angesichts des sozial- und wirtschaftspolitischen Problem-
drucks immer weniger in der Lage sind. Dies illustriert augenfällig die schlei-
chende, von maßgeblichen politischen Akteuren bewußtlos vollzogene Umgestal-
tung des deutschen Sozialstaatsmodells. Der Einstieg in eine steuerfinanzierte 
Grundversorgung wird um so leichter und schließlich um so dringlicher, je mehr 
diese Entwicklung anhält. 

Die einigungsbedingten Lasten der Arbeitslosenversicherung sind noch gra-
vierender als die der Rentenversicherung: Bereits „im Jahre 1991 betrugen die 
Ausgaben der Bundesanstalt (für Arbeit, R.C.) in den neuen Bundesländern 30 
Mrd. DM, davon konnten nur 4 1/2 Mrd. DM durch dort entrichtete Beiträge 
finanziert werden. Somit entstand ein Bedarf an Transfers aus dem Westen in 
Höhe von 25 Mrd. DM, zu dessen Finanzierung der Beitragssatz von 4,3% auf 
6,8% angehoben wurde../' (Bundesbank 1992, S. 20). Die unmittelbar nach der 
Vereinigung entstandene Lage hat sich in den Folgejahren nicht wesentlich gebes-
sert. 

Insgesamt stiegen aufgrund vereinigungsbedingten Mehrbedarfs der Sozial-
versicherungen die Lohnnebenkosten in Deutschland steil an, während sie in allen 
europäischen Nachbarländern stagnierten oder zurückgingen.8 Die finanzielle 
Belastung der sozialen Sicherungssysteme resultierte im wesentlichen daraus, daß 
in allen Versicherungszweigen (Arbeitslosen-, Renten- und Krankenversicherung) 
die Zahl der Leistungsempfänger im Osten viel größer war als die der Beitrags-
zahler. Der Großteil des Beitragsaufkommen in den neuen Bundesländern stammte 
zudem anfangs aus Treuhandunternehmen. Wie die Löhne waren diese Beiträge 
von der Treuhandanstalt durch Kapitalmarktanleihen - zur Hälfte im Ausland -
refinanziert worden.9 Die Nettotransferbilanz der Bundesregierung, die sie als in 
Ostdeutschland entstandenes Beitrags aufkommen von den Bruttotransfers abzog, 
kann insofern nur als geschönt bezeichnet werden. 

1989 lag die deutsche Arbeitslosenquote mit 7,9 Prozent unter dem europäischen 
Durchschnitt. Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-

8 1990 betrug der Anteil der Sozialabgaben am Bruttoinlandsprodukt 15,8 Prozent, 1996 
waren es 18,7 Prozent (Quelle: Institut der Deutschen Wirtschaft, Bundesfinanzmini-
sterium). 

9 Interview Paul Hadrys, THA Abt. Finanzen, am 6. April 1994. 
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chen Entwicklung (SVR) empfahl damals, die Gewerkschaften sollten nach Jahren 
lohnpolitischer Zurückhaltung wieder von qualitativen auf quantitative Forde-
rungen übergehen.10 Die Vereinigimg hat die Verteilungs- und Wachstumskon-
zepte des Jahres 1989 jäh unterbrochen. Nun galt als Glücksfall, daß die Staats-
schulden verringert waren, die Sozialversicherungshaushalte über gute Finanz-
polster verfügten, die gesamtwirtschaftliche Lohnquote ihren historischen Tief-
stand erreicht hatte und die DM als internationale Anlagewährung gefragt blieb. 
Nun kam es darauf an, alle verfügbaren Mittel für den raschen Aufbau der neuen 
Bundesländer einzusetzen. Statt Steuersenkungen gab es ab 1992 Steuererhöhun-
gen.11 Der Lohnnachschlag für die zurückhaltende Tarifpolitik der achtziger Jahre 
fiel im Westen gering aus. 120 Milliarden DM, die zuvor jährlich ins Ausland 
geflossen waren, konnten mittels einer forcierten Hochzinspolitik binnen Jahres-
frist zurückgeleitet und für den Aufbau-Ost verwendet werden.12 Eine rasche 
Erneuerung der industriellen Basis im Osten erschien vor diesem Hintergrund 
nicht unrealistisch. Nicht nur in der Politik herrschte diese Vorstellung; auch die 
Wirtschaft war bis 1991 von „Ostphantasien" beflügelt. Sie erwartete ein Wirt-
schaftswunder im gesamten osteuropäischen Raum. Anfängliche Investitionen in 
Ostdeutschland waren noch ganz von der Erwartung bestimmt, damit ließen sich 
mittelfristig die Ostmärkte erobern.13 

Die Arbeitslosenquote betrug 1995 im früheren Bundesgebiet 9,3 Prozent (2,7 
Mio.). In den neuen Bundesländern waren 19,9 Prozent der Arbeitnehmer arbeitslos 
(1,05 Mio.) oder in öffentlich finanzierten Beschäftigungs- und Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (0,31 Mio.) untergebracht. Beschäftigte auf dem geschützten 
„zweiten Arbeitsmarkt" werden hier eingerechnet, weil solche Maßnahmen das 
Unvermögen des normalen Arbeitsmarktes anzeigen, das Arbeitskräfteangebot 

10 Im SVR-Jahresgutachten 1989/90 wird ein „Lohn-Nachschlag" als Teil eines „tarifpo-
litischen Pakets" angeregt, um die Arbeitnehmer an der Gewinnentwicklung der 
vorausgegangenen Jahre teilhaben zu lassen. Der SVR argumentierte, den Arbeitneh-
mern solle signalisiert werden, daß sich ihre Zurückhaltung gelohnt habe. So würden 
sie künftig „eher Lohnabschlüsse akzeptieren, die sich an dem Anstieg der Produkti-
vität orientieren" (SVR 1989, S. 166). 

11 In den ersten Jahren nach der Vereinigung gab es zwei Erhöhungen der Mineralöl-
steuer und eine der Versicherungssteuer. Hinzu kamen ein zunächst befristet einge-
führter, später unbefristet erhobener Solidarzuschlag von 7,5 Prozent der Steuer-
schuld, zweimalige Erhöhungen der Mehrwertsteuer, der Tabaksteuer und der Erd-
gassteuer. 

12 Die damalige Hochzinspolitik war das Instrument einer fundamentalen Umsteuerung 
in der Kapitalverkehrsbilanz. 1988 verzeichnete die Bundesrepublik aufgrund einer 
neuen Quellensteuer auf Zinserträge von Kapitalvermögen den höchsten Kapitalex-
port ihrer Geschichte: 120 Mrd. DM flössen ins Ausland. 

13 Die Sowjetunion sollte nach den Vorstellungen deutscher Wirtschaftskreise in diesem 
Konzept eine zentrale Rolle spielen. Großunternehmen mit traditionell guten östlichen 
Beziehungen waren mit ihren Überlegungen zu „Sonderwirtschaftszonen" an der 
Ostsee und Kooperationen aller Art schon weit fortgeschritten, als der Sowjetstaat 
zusammenbrach. Es scheint, als hätte die deutsche Wirtschaft die internationalen 
politischen Bedingungen, unter denen sich die Wiedervereinigung vollzog, falsch 
eingeschätzt. 
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aufzunehmen (und zugleich politisch verschleiern können). Tatsächlich handelt 
es sich um verdeckte Arbeitslosigkeit. Die verheerenden Folgen von Arbeitslosig-
keit für die Staatseinnahmen und die sozialen Sicherungssysteme sind bekannt. 
Sie sind aufgrund des deutschen Steuer- und Sozialsystems besonders gravierend. 
Der hohe Stellenwert der Lohn- und Einkommensteuern im deutschen Steuersy-
stem und das von der Gesamtbeschäftigung abhängige Beitrags aufkommen der 
Sozialversicherungen boten in der Vergangenheit politische Steuerungsmöglich-
keiten, die dem korporatistischen Verteilungsmodell entgegenkamen. Einer lang-
dauernden Wirtschaftskrise sind solche Systeme kaum gewachsen (Schmidt 1997, 
S. 46-59). 

Die durch die Arbeitslosigkeit (mit-) verursachten Probleme der öffentlichen 
Haushalte sind durch Nettotransfers in die neuen Bundesländer von insgesamt 
1 Billion DM im Zeitraum zwischen 1990 bis 1997 erheblich verschärft worden. 
Die öffentliche Verschuldung (Bund, Länder, Gemeinen, Parafisci) stieg von 929 
Mrd. DM im Jahr 1989 auf 2.135 Mrd. DM im Jahr 1996 (vgl. Czada 1995, S. 74). 
Mehr als die Hälfte der Neuverschuldung von insgesamt 1.200 Mrd. DM ist 
unmittelbar vereinigungsbedingt (Bundesbank 1997a; Hartwich 1997, S. 213, 215). 

Bereits Schmitter (1981, S. 75-77) konnte plausibel darlegen, wie die Knappheit 
der Mittel zu Schwierigkeiten im korporatistischen Akteursystem führt und dessen 
Bestand gefährdet (vgl. Esser et al. 1979; Esser/Fach/Simonis 1990). Das Zusam-
menspiel beider Elemente ist inzwischen deutlich ausgeprägt. Die einstigen so-
zialpolitischen Verteilungsspielräume sind auf lange Zeit verloren. Auch das in 
der Bundesrepublik ausgebildete Kräftegleichgewicht zwischen den Tarifparteien 
geriet ins Wanken. Es begann sich zu verschieben, als Repräsentanten des Arbeit-
geberlagers in ostdeutschen Tarifkonflikten die Chance sahen, aus dem Nach-
kriegskonsens des westdeutschen Modells auszubrechen (Lehmbruch 1995). Im 
Kontext der marktwirtschaftlichen Transformation und des Neuaufbaues des ost-
deutschen Industriestandortes haben sich die Bedingungen der industriellen Kon-
fliktregelung verändert. 

IV.  Veränderungen  industrieller Konfliktregelung 

1. Institutionelle Besonderheiten in Ostdeutschland nach der Vereinigung 

Die institutionelle Einbettung der westdeutschen Marktwirtschaft bestand tradi-
tionell in „verbandlicher Selbststeuerung". Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände 
und Industrievereinigungen regulierten wichtige Bereiche autonom oder im Aus-
tausch mit staatlichen Instanzen. Doch die Koordinationsprinzipien, welche so-
wohl die Kapitalmarktbeziehungen zwischen Unternehmen und Banken als auch 
die Arbeitsbeziehungen zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften lange Zeit 
geregelt hatten, scheinen nach der Vereinigungskrise des Jahres 1992 nicht mehr 
zu funktionieren. Regeln, die noch in den ersten Jahren nach der Vereinigung als 
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Garanten eines raschen Wirtschaftsaufschwunges gegolten hatte, stehen nun in 
Verdacht, die marktwirtschaftliche Transformation aufzuhalten. 

Die institutionellen Akteure der Marktwirtschaft ä la Bundesrepublik - Pri-
vatunternehmen, Banken, Gewerkschaften, Verbände, Betriebsräte, Kammern, Ver-
waltungsinstanzen - mußten in Ostdeutschland erst geschaffen werden. Damit 
entstand aber nicht automatisch auch eine soziale Marktwirtschaft. Ihr Funktio-
nieren setzt Beziehungsstrukturen zwischen den genannten Akteuren voraus -
eine systemische Konfiguration, die sich nicht transformieren ließ wie einzelne 
ihrer Teilelemente, sondern zeitaufwendige Rekonstruktion erforderte. Jede Markt-
wirtschaft braucht diese Einbettimg der Marktteilnehmer in sektorale Strukturen 
institutioneller Koordination (governance of industries, vgl. Czada/Lehmbruch 
1998). 

In Ostdeutschland lag die „entscheidende Unternehmerposition bei der Treu-
handanstalt als einer letztlich politischen Instanz (...) außerhalb der arbeitsrechtlich 
fixierten Regelungsmechanismen" (Gilles/Hertie/Kädtler 1994, S. 585). Sie fun-
gierte als eine Art „branchenübergreifender Unternehmer- und Arbeitgeberver-
band, der als Träger staatlicher Hoheitsgewalt zugleich definitiv die materiellen 
Rahmenbedingungen des Verhandlungsprozesses von Tarif- und Betriebsparteien" 
(ebd.; vgl. Czada 1993) setzen konnte. Mehr noch: Die Treuhandanstalt war an 
der Formulierung der wichtigsten Transformationsgesetze beteiligt und zugleich 
die ausführende Instanz dieser Gesetze.14 

Die Treuhandanstalt stand im Zentrum einer industriellen Lenkungsstruktur, 
die auf dem Weg von der früheren sozialistischen Kombinatsorganisation zu einer 
marktwirtschaftlich konstituierten Branchengliederung als Zwischenlösung fun-
gieren sollte. Als Eigentümerin der Industrieunternehmen konnte sie den Zuschnitt 
und die Größe künftiger Industriesektoren beeinflussen. Sie war allerdings gehal-
ten, den sektoralen Umbau gerade nicht durch aktive Strukturpolitik zu bewerk-
stelligen, sondern auf dem Weg der Privatisierung.15 Eine Strukturpolitik nach 
westdeutschem Muster wäre auch gar nicht möglich gewesen, weil vor allem die 
ostdeutschen Länder politisch, administrativ und finanziell zu schwach waren, 
um den Part erfüllen zu können, der dann auf sie zugekommen wäre. 

Während bei Privatisierungen im Westen Sektorzugehörigkeit, Branchenkennt-
nisse und Marktbeziehungen einen Großteil des Wertes von Unternehmen aus-
machen, führten Privatisierungen in Ostdeutschland meist dazu, daß bestehende 
Netze zerrissen wurden. Dies war nötig, weil die DDR-Industrie eigentümliche, 
für marktwirtschaftliche Transaktionen untaugliche Sektorzuschnitte aufwies. Da-

14 Die Treuhandanstalt gab zum Beispiel den Anstoß zu einzelnen Regelungsinhalten des 
Vermögenszuordnungsgesetzes, des Investitionsvorranggesetzes (Interview 930223b), 
zur Novelle des Arbeitsförderungsgesetzes (Interviews 930224a, 930405a) und zum 
Treuhandanstalt-Kreditaufnahmegesetz (Interview 930406). 

15 Die Treuhandanstalt (THA) übernahm im Frühjahr 1990 nahezu die gesamte Wirtschaft 
des damals noch sozialistischen ostdeutschen Staates: 45.000 Betriebsstätten in 8.000 
Firmen mit zusammen vier Millionen Beschäftigten (vgl. Czada 1993, 1995; Kemmler 
1994). 



Vereinigungskrise  und Standortdebatte 37 

her konnte sie nicht ohne entsprechende Umbaumaßnahmen - oder Zerstörun-
gen - mit der Wirtschaft der Bundesrepublik vereinigt werden. All dies war in 
der Treuhandanstalt bekannt. Trotzdem herrschte dort die Vorstellung, man müsse 
einfach nur private Unternehmen schaffen, alles weitere würde sich dann von 
allein richten. Dies war eine fatale Fehleinschätzung, die von Beratern - Vertretern 
der wirtschaftswissenschaftlichen Neoklassik und unternehmerischen Manage-
mentlehre - für Tageshonorare von bis zu 4.500 DM genährt, legitimiert und von 
Politikern allzugern geglaubt wurden.16 

Die wichtigsten Voraussetzungen des „Modells Deutschland" - Wettbewerbs-
wirtschaft, sektorale Selbstorganisation und Strukturpolitik auf Länderebene, Ta-
rifautonomie und Wirtschaftswachstum - waren im „Aufbau-Ost" nicht gegeben. 
Gleichwohl griffen die maßgeblichen Akteure in Staat, Wirtschaft und Gewerk-
schaften auf das Handlungsrepertoire des „Modells Deutschland" zurück. Ihre 
Strategie zielte auf die sozialverträgliche Modernisierung industrieller Sektoren 
mit Instrumenten, die sich in der Vergangenheit bei der Umstrukturierung des 
Kohlenbergbaues, der Stahlindustrie und der Werften bewährt hatten. Die Erfolgs-
bedingungen dieser Strategie waren nun aber im „Aufbau-Ost" ungleich schlech-
ter, als man vor dem westdeutschen Erfahrungshintergrund erwartet hatte. Auch 
hier erwies sich die mangelnde Sensibilität für die politisch-institutionelle Einbet-
tung von Märkten als verhängnisvoll. Die Macher-Allüre, mit der führende Treu-
hand-Manager den marktwirtschaftlichen Aufbau als Unternehmens-Schlußver-
kauf organisierten, widerspricht allem, was von unterschiedlichen Autoren wie 
Friedrich List oder Karl Polany bis zu neueren Beiträgen zur „governance of 
industries" (Hollingsworth/Lindberg 1985; Czada/Lehmbruch 1998) und schließ-
lich auch von der ordoliberalen Freiburger Schule an wissenschaftlicher Forschung 
geleistet wurde. Märkte entstehen aus der Koevolution von sozialen, kulturellen, 
politischen und rechtlichen Strukturen, in denen sich Wirtschaftssubjekte, 
„Marktteilnehmer", erst konstituieren können. Die Verpflanzung der Elemente 
einer solchen Struktur in eine völlig anders geartete Problemumwelt in der Hoff-
nung, eine Ansammlung bestimmter Akteure, insbesondere von Unternehmern, 
führe geradewegs in eine funktionierende Marktwirtschaft, ist zu naiv, um sie als 
notwendige Illusion oder politisch gebotene Problemvereinfachung entschuldigen 
zu können. 

Die Entwicklung der industriellen Beziehungen wurde zum Musterfall des 
Scheiterns einer auf schnelle Lohnangleichung und rasche Produktivitätssteige-
rung zielenden Transformation. Der auf rasche Aufbauerfolge zwischen West und 
Ost ausgerichtete Stufentarifvertrag in der ostdeutschen Metallindustrie markierte 
den Höhepunkt einer korporatistischen Modernisierungsstrategie. Mit der vor-
zeitigen Kündigung dieses Tarifvertrages im Februar 1993 wurde die ostdeutsche 
Standortkrise offenkundig. Die Erfüllung des Tarifvertrages hätte nicht nur den 
Zusammenbruch des ostdeutschen Maschinenbaues bedeutet; sie hätte die bereits 

16 Die Treuhandanstalt beschäftigte 1992 neben 4.000 Mitarbeitern 1.000 Berater zu Ta-
geshonorarsätzen zwischen 800 und 4.500 DM; Interview 920730. 
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1992 massiv einsetzende Kritik und die zunehmende Verbands flucht aus den 
ostdeutschen Arbeitgeber verbänden so verschärft, daß ein Zusammenbruch auch 
der verbandlichen Konfliktregulierung zu befürchten war. Ehe ich auf diese Vor-
gänge im Einzelnen eingehe, sollen die Kernproblematik der marktwirtschaftlichen 
Transformation Ostdeutschlands sowie die sie prägenden frühen politischen Wei-
chenstellungen erörtert werden. 

2. Modernisierungs- und Hochlohnstrategie als Leitbild 

Gleich nach dem Fall der Berliner Mauer standen die westdeutsche Industrie und 
die Gewerkschaften vor der Frage, ob Ostdeutschland als künftiges Niedriglohn-
gebiet zu betrachten sei. Für westdeutsche Unternehmen, die sich bereits zu Beginn 
des Jahres 1990 dort engagierten und bald an der Geschäftsbesorgung einiger 
Kombinate beteiligt wurden, lag hier die zentrale strategische Weichenstellung. 
In allen Einzelheiten wurde das Problem am Wochenende des 17./18. Februar 
1990 bei einer Klausurtagung der 17 EG-Kommissare im belgischen Gent erörtert.17 

Dort machte man die folgende Rechnung auf: Die Experten der Kommission 
gingen von der Feststellung aus, daß das reale mittlere Einkommen je Beschäf-
tigtem in Ostdeutschland im Frühjahr 1990 gerade ein Viertel des westdeutschen 
Reallohns erreichte. Um die damalige Ost-West-Migration von qualifizierten Ar-
beitskräften zu stoppen, hielt man es für notwendig, die Einkommen im Osten 
auf zwei Drittel des Westniveaus anzuheben. Zwei Drittel, so glaubte man, würden 
zunächst genügen - unter der Voraussetzung, daß die DDR-Bürger auf stetige 
Besserung im eigenen Land hoffen könnten. Diese Überlegung war nicht zuletzt 
dadurch geleitet, daß qualifizierte Arbeitskräfte, z.B. Schweißer der Ostseewerften, 
in den Westen abwanderten und dort gute Arbeit fanden. Die Krise der DDR-
Wirtschaft drohte sich dadurch schon unmittelbar nach dem Mauerfall massiv zu 
verschärfen. Die ostdeutschen Einkommen sollten also im Interesse aller - Ost-
und Westdeutschlands und der europäischen Nachbarstaaten - angehoben wer-
den. 

Unter Berücksichtigung der Zahl der Beschäftigten in Ost- und Westdeutsch-
land ergab sich aus der empfohlenen Anhebung der Einkommen im Osten eine 
rechnerische Belastung der westdeutschen Einkommen von zehn Prozent; sie sei, 
so hieß es, solange aufzubringen, bis Ostdeutschland sein eigenes „Wirtschafts-
wunder" erleben würde.18 Die Europäische Kommission prognostizierte damals, 

17 „Vereinigung kostet die Bundesbürger den Zehnten", Süddeutsche Zeitung v. 19. Feb. 
1990, S. 21. 

18 Die Erhöhung der Einkommen von einem Viertel auf zwei Drittel des aktuellen 
Westniveaus entspricht mehr als einer Verdopplung der Ost-Einkommen. Die auf der 
100-Prozent-Basis liegenden West-Einkommen werden dadurch mit 40 Prozent bela-

- stet. Verteilt man diese 40 Prozent auf die etwa viermal sovielen Einkommensempfän-
ger im Westen, so bleibt für jeden von ihnen eine Belastung von 10 Prozent. Würde der 
Reallohn im Westen durch die Umverteilung um diesen Anteil geringer, würde die 
Differenz zum Osten weiter abnehmen; sie betrüge dann 90 Prozent West zu 65 Prozent 
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daß zwei bis drei Jahre lang der „Zehnte" entrichtet werden müsse, mit abneh-
mender Tendenz in den Folgejahren bis zur Jahr tausend wende. Zehn Prozent 
Lohnabgabe entsprachen zum damaligen Zeitpunkt 6,5 Prozent des Bruttosozial-
produktes Westdeutschlands, denen weitere 1,5 Prozent des BSP als Infrastruk-
turhilfen zugeschlagen wurden; also insgesamt 8 Prozent oder etwa 200 Mrd. DM 
pro Jahr bis 1995. Heute wissen wir, daß die West-Ost-Transferleistungen öffent-
licher Haushalte und Parafisci etwa 10 Prozent des BSP ausmachten. Anders als 
in dem damaligen EG-Papier vorgesehen, sind sie durch Schulden finanziert wor-
den. Doch auch für diesen Fall gab es in Brüssel ein Szenario. 

Wenn die Bundesbürger ihre „DDR-Ab gäbe" nicht durch Einkommens- und 
Konsumverzicht leisten wollten, so das Brüsseler Papier, müsse man mit Infla-
tionsgefahr und entsprechender Geldverknappung der Bundesbank rechnen. Die 
Folge wäre eine plötzliche Aufwertung der DM und ein ziemliches Durcheinander 
im Europäischen Währungssystem. Genau so kam es. Schon früh tat sich eine 
Konfliktfront zwischen der Bundesregierung und den europäischen Partnerstaaten 
auf, wobei letztere auf eine gemeinschaftsverträgliche Finanzierung des Auf-
baues-Ost hinzuwirken suchten. 

Das EG-Papier zeigt, daß es schon im Februar 1990 sehr hellsichtige Prognosen 
zur Vereinigungspolitik gab. Gleichwohl findet sich auch dort der Hinweis, daß 
alles auch anders kommen könne: weil zum Beispiel nicht bekannt sei, in welcher 
Relation die DDR-Bürger die mit der Währungs union erhaltenen 40 Milliarden 
DM zum sofortigen Konsum verwenden oder sparen würden. Eine Unsicherheit 
der ökonomischen Vereinigungsp olitik bestand immer auch in der Unkalkulier-
barkeit der Wirtschaftssubjekte. Man sah die Gefahr von „Niedergangsspiralen" 
und zwar um so stärker, je mehr ihr Vertrauen in den Aufschwung-Ost zurückging. 
Das politische Versprechen, den Wirtschaftsstandort Ost unter Aufbringung aller 
Kräfte zu stützen und letztlich zur Blüte zu bringen, muß auch unter diesem 
Gesichtspunkt gesehen werden. Die Europäische Kommission war eine der ersten 
politischen Instanzen, die in ihren Transformationsdebatten diesen Zusammen-
hang deutlich herausstellte. 

Bereits im Vorfeld der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion kannte man 
auch die Brisanz rascher Lohnsteigerungen bei nur langsamen Produktivitätszu-
wächsen. Aus der Notwendigkeit von Einkommenssteigerungen schloß die EG, 
die westliche Industrie werde eine Rentabilitätsprämie verlangen, wenn sie in den 
neuen Ländern investieren würde. Dies sei durch Ansiedlung von Niedriglohn-
Industrien in den neuen Bundesländern am kostengünstigsten zu bewerkstelligen. 
Wie wir inzwischen wissen, haben Bundesregierung und Treuhandanstalt den 
umgekehrten und teuereren Weg gewählt: sie wollten in den neuen Bundesländern 
die modernste Industrie Europas entstehen lassen. Damit wurden zugleich west-
deutsche Produktionsstätten - etwa in den Sektoren Stahl, Maschinenbau, Fein-

Ost im Bezug auf ein fiktives früheres 100 Prozenteinkommen im Westen (vgl. „Verei-
nigung kostet die Bundesbürger den Zehnten", Süddeutsche Zeitung v. 19. Feb. 1990, 
S. 21). 



40 Roland Czada 

mechanik, Automobil, Chemie - unter Konkurrenzdruck gesetzt und so die Mo-
dernisierung der Wirtschaft im ganzen Land beschleunigt, was sich bereits 1994 
in bemerkenswerten Rationalisierungseffekten und einem gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätszuwachs niederschlug. 

Die beispiellose Vernichtung niedrigproduktiver Anlagen und Arbeitsplätze 
im Vereinigungsprozeß kombiniert mit negativen Kaufpreisen bei der Privatisie-
rung der DDR-Wirtschaft sind die andere Seite der Medaille. Betrachtet man die 
Verträge der Treuhandanstalt, so wird deutlich, daß hier nicht Unternehmen ver-
kauft,  sondern Unternehmenskonzepte, produktive Investitionen und Arbeitsplät-
ze eingekauft  wurden. Die THA fungierte als eine Art Modernisierungsagentur des 
Staates in historisch beispielloser Größenordnung, vor allem was ihre finanzielle 
Ausstattung betraf (Lichtblau 1993, S. 35). 

Im Rückblick erweist sich ein Vergleich der tarifpolitischen Prognosen und 
Empfehlungen des Sachverständigenrates (SVR) vom 16. November 1989 mit den 
Ergebnissen der EG-Kommissionstagung vom 16./17. Februar als höchst auf-
schlußreich: Während der SVR einen kräftigen Lohnnachschlag anmahnt, um den 
Arbeitnehmern den Eindruck zu nehmen, „daß sich die schwungvolle Wirtschafts-
entwicklung der letzten beiden Jahre für sie nicht in entsprechenden Erhöhungen 
des Einkommens ausgezahlt hätte" (SVR 1989, S. 166), machen die Experten der 
Genter Klausurtagung die Senkimg der Realeinkommen im Westen von zehn 
Prozent zur Voraussetzimg kommender Einkommenszuwächse im Osten, wenn 
Neuverschuldung, Hochzinspolitik und entsprechende Gefährdungen des Euro-
päischen Währungssystems vermieden werden sollen. Die Spannung zwischen 
der im SVR-Bericht zugrundegelegten Austauschlogik des Modells Deutschland 
und der neuen Lage ist offenkundig. 

3. Krise des Tarifvertragssystems 

Im Februar 1993 kündigten die ostdeutschen Metallarbeitgeber mit Hinweis auf 
die prekäre Wirtschaftslage einen Stufentarifvertrag auf, der für die metallverar-
beitende Industrie die rasche Angleichung der Ostlöhne an das Westniveau ver-
sprochen hatte. Der ursprünglich ausgehandelte Vertrag sah für die Metallindustrie 
eine 26prozentige Tariflohnsteigerung im Jahr 1993 vor.19 Seiner Kündigung ging 
eine Anweisung der Treuhandanstalt voraus, in der sie ihre Unternehmen anwies, 
in Abweichung vom Stufentarifvertrag für 1993 nicht 23, sondern neun Prozent 
Lohnsteigerung einzuplanen. Die Arbeitgeberverbände der Metallindustrie in den 

19 „Die Grundlage dieses Tarifvertrages war die politische Übereinstimmung der Tarifver-
tragsparteien, daß insbesondere die Treuhandbetriebe, die auch damals schon die 
Löhne nicht aus eigener Kraft zahlen konnten, dafür von der Treuhandanstalt mit den 
notwendigen Mitteln ausgestattet werden sollten". So argumentierte der Justitiar der 
IG Metall, Prof. Dr. Michael Kittner in einem Gutachten gegen die mit der desolaten 
Wirtschaftslage begründete Kündigung der Metalltarifverträge in den Tarifbezirken 
der neuen Bundesländer (Handelsblatt v. 16.2.1993; Hervorhebung R.C). 
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neuen Bundesländer mußten diese Anweisung als eindeutiges Signal verstehen, 
zumal sie damals fast ausschließlich von Mitgliedsbeiträgen aus Treuhandunter-
nehmen finanziert wurden. Da Gewerkschaften und Bundesregierung die Ansicht 
teilten, daß in Treuhandunternehmen der Steuerzahler als der eigentliche Tarif-
partner auftrat, konnten Gewerkschaftsforderungen nach Einhaltung der Tarif-
autonomie den politischen Zwang nach noch schnelleren Privatisierungen nur 
verstärken, weil sich nur so die prekäre tarifpolitische Ausnahmelage beenden 
ließ.20 

Die Auseinandersetzung um den Stufentarifvertrag der Metallindustrie offen-
bart die Stärke des mit den Eigentumsrechten am ostdeutschen Industrievermögen 
ausgestatteten Staates und die schwache Verpflichtungsfähigkeit der Tarifverbän-
de. Allein die IG-Metall verlor zwischen 1991 und 1995 mehr als die Hälfte ihrer 
gerade erst gewonnenen Mitglieder im Osten. 1995 waren zudem 133.000 ihrer 
verbliebenen 480.000 Mitglieder arbeitslos. Damit wurde die IG-Metall zur größten 
Arbeitslosenorganisation Ostdeutschlands (Schroeder 1996, S. 28). Da weitere 
96.000 IG-Metall-Mitglieder Vorruhestandsgeld oder Altersrente bezogen, stand 
fast die Hälfte der verbliebenen Mitglieder in keinem Arbeitsverhältnis. 

Ähnlich die Arbeitgeberverbände: Sie litten von Anfang an unter internen 
'Organisationskonflikten und seit 1993 ebenfalls unter einem gravierenden Mit-
gliederschwund (vgl. Henneberger 1993; Ettl/Heikenroth 1996). Zwischen Winter 
1993/94 und Frühjahr 1995 sank der Organisationsgrad in tariffähigen Arbeitge-
berverbänden von 36 auf 26 Prozent der Unternehmen, die allerdings aufgrund 
ihrer Größe immer noch 61 Prozent der Beschäftigten auf sich vereinen konnten 
(DIW1995, S. 47). Austritte waren vornehmlich nach der Privatisierung von Klein-
und Mittelbetrieben zu verzeichnen. In Ostdeutschland beheimatete eigenständige 
Unternehmen waren 1995 nur zu 19 Prozent, im Falle von Neugründungen sogar 
nur zu 13 Prozent in Arbeitgeberverbänden organisiert (DIW 1995, S. 47; vgl. 
Schroeder 1996, S. 32-33; Ettl/Heikenroth 1996). 

Betrachtet man die Mitgliederverluste der Gewerkschaften, dazu die anhal-
tenden Austrittsdrohungen in den Arbeitgeberverbänden sowie einen im Sommer 
1996 zwischen dem selbständigen „Verband der Sächsischen Metall- und Elektro-
industrie" (VMSE) und dem Christlichen Gewerkschaftsbund (einem Konkurrenz-
verband zum Deutschen Gewerkschaftsbund) abgeschlossenen Flächentarifver-
trag im Zusammenhang, so zeigt sich, daß das wohlgeordnete Nachkriegsmodell 
industrieller Beziehungen in Ostdeutschland stark gefährdet, wenn nicht schon 
verfallen ist. Die institutionellen Governance-Mechanismen von Industriesektoren 
erwiesen und erweisen sich als höchst verletzlich - und zwar um so mehr, je 
länger sich der Aufbau-Ost hinzieht. Die Tragweite dieser Entwicklung in Ost-

20 Die IG-Metall hatte in Reaktion auf die Anweisung der THA-Zentrale, den Stufenta-
rifvertrag nicht zu erfüllen, dem Bundesfinanzminister als Aufsichtsinstanz ein Pro-
testschreiben zugestellt, das die bedrohliche Lage, in welche die Tarifautonomie in der 
Vereinigungskrise der Jahre 1992 geraten war, deutlich erkennen ließ. (Interview mit 
Dieter Schulte, damals stellvertretender Vorsitzender der IG Metall und Mitglied des 
Verwaltungsrates der Treuhandanstalt, am 27. Jan. 1993). 
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deutschland wird besonders deutlich, wenn Verbandsaustritte (etwa von Jenoptik 
in Jena) propagandistisch inszeniert werden. So üben sie Sogwirkungen auf andere 
Unternehmen aus und ziehen weitere Austritte nach sich. Die Verbandsflucht 
unterliegt einer potentiellen Eigendynamik, die, ähnlich wie der Auszug der Ärzte 
aus den ostdeutschen Polykliniken, das korporatistische System rasch und für die 
beteiligten Verbandsakteure fast unerwartet zum völligen Einsturz bringen kann. 

Zudem hat das korporatistische „Modell Deutschland" durch die Stellung 
ausländischer Großinvestoren in den neuen Bundesländern an Bedeutung verlo-
ren. In der ostdeutschen Großindustrie sind Unternehmen engagiert, die sich über 
die Gepflogenheiten des westdeutschen „Korporatismus" hinwegsetzen. Der nor-
wegische Schiffbaukonzern Kvaerner wollte zunächst nicht Mitglied des Arbeit-
geberverbandes werden, sondern Haustarifverträge abschließen. Der französische 
Mineralölkonzern Elf-Aquitaine umging mit Hilfe der französischen Regierung 
korporatistische Konzertierungsnetzwerke durch Direktkontakte zum Kanzler-
amt. Der belgische Stahlkonzern Cockerill-Sambre nutzt privilegierte Beziehungen 
zur Europäischen Kommission für ähnliche Strategien. Weit stärker als in staats-
nahen Sektoren entscheiden schwer kalkulierbare, europäische und globale Vor-
gänge über Erfolg oder Mißerfolg politischer Maßnahmen. Ein „organisierter Ka-
pitalismus" nach dem alten Modell erscheint in diesem Gewirr fragmentierter 
Zuständigkeiten mit einer Vielzahl sich überlappender „policy communities" nur 
noch bedingt funktionsfähig. 

Dies gilt für die nationalen und europäischen Märkte (vgl. Schmitter/Streeck 
1991), nicht jedoch für regionale Wirtschaftsräume, in denen korporatistische Mo-
dernisierungskartelle offenbar nach wie vor erfolgreich sind, zumindest dort, wo 
sie auf Traditionsbestände sozialer Einbettimg in Regionalökonomien aufbauen 
können (vgl. Herrigel 1989). Nach dem keynesianischen Makrokorporatismus der 
siebziger Jahre und Mesokorporatismen zur Bewältigung des sektoralen Indu-
striestrukturwandels sind daher vermehrt regionale Netzwerke zur industriellen 
Erneuerung einzutreffen. Das gilt für die ganze Bundesrepublik, man denke etwa 
an das Bioregio-Konzept des Bundesforschungsministeriums zur Förderimg der 
Gentechnologie, ganz besonders aber für die Rekonstruktion ostdeutscher Wirt-
schaftsregionen. Dies soll weiter unten am Beispiel der Chemieindustrie gezeigt 
werden. Aspekte der Regionalisierung sind indessen auch bei der Besetzung der 
Aufsichtsräte in den ostdeutschen Industrieunternehmen zu beobachten. Regio-
nale Repräsentanten aus Politik, und benachbarten Unternehmen erfuhren eine 
Aufwertung, während der traditionelle' Einfluß privater Großbanken drastisch 
zurückging. 

4. Aufsichtsräte und Bankeneinfluß 

Die Mitbestimmung auf Unternehmensebene (Aufsichtsratsmitbestimmung) hat 
sich im Verlauf des ökonomischen Transformationsprozesses als eine für die Kon-
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fliktintegration und betriebliche Umstrukturierung nützliche Einrichtung heraus-
gestellt. 455 Aufsichtsräte mußten in ostdeutschen Kapitalgesellschaften innerhalb 
weniger Monate konstituiert werden. Während die Besetzung der Arbeitgeber-
bänke von der Treuhandanstalt im Schneeballsystem unter Mithilfe von Branchen-
persönlichkeiten, informellen Unternehmervereinigungen und Industrieverbän-
den initiiert wurde, fiel es auf Arbeitnehmerseite nicht leicht, branchenkundige, 
in Mitbestimmungsfragen erfahrene Vertreter in ausreichender Zahl zu finden. 
Die Aufsichtsräte arbeiteten für einen Ehrensold. THA-Präsident Rohwedderwar 
der Auffassung, daß „unsere finanziell notleidenden Unternehmen keine hohen 
Aufsichtsratstantiemen verkraften konnten".21 Trotzdem war die Bereitschaft 
überwältigend, „sich an das 'nationale Portepee fassen zu lassen, moralisch in die 
Pflicht nehmen zu lassen, um beim Prozeß der Einigung zwischen Ost- und 
Westdeutschland, beim Aufschwung-Ost einen wichtigen Beitrag zu leisten".22 

Freilich waren auch schwarze Schafe darunter. Die Beteiligungsführung der Treu-
handanstalt verdankte meist Arbeitnehmervertretern den entscheidenden Tip zur 
Entdeckimg von betrügerischen Absichten und Bereicherungen zu Lasten von 
Treuhandbetrieben. So mußte ein prominenter Abgeordneter des Bundestages und 
Professor der Politikwissenschaft seinen Sessel räumen, nachdem herauskam, daß 
er für nichtssagende Gutachten hohe Beträge abgerechnet hatte (was allerdings 
dem Verlauf seiner weiteren Karriere auf europäischer Ebene zunächst nicht scha-
dete). Die Abberufung von Aufsichtsräten gestaltet sich nach dem deutschen 
Gesellschaftsrecht äußerst schwierig. Ohne die enge informelle Kooperation der 
Treuhandanstalt mit der Arbeitnehmerseite, bis hinauf zu den Gewerkschaftszen-
tralen und ihrer Repräsentanten im THA-Verwaltungsrat, wären solche Operatio-
nen unter Umgehung strafrechtlicher Mittel kaum durchführbar gewesen.23 

Bei der Besetzung der Aufsichtsräte von Treuhandunternehmen wurden Ele-
mente der deutschen Wirtschaftskultur außer Kraft gesetzt, von denen man hätte 
annehmen können, daß sie im „Aufbau-Ost" eine neue Blüte erfahren würden. 
Hierzu gehört das Bemühen der Treuhandanstalt, höchstens einen Bankenvertreter 
in den Aufsichtsräten von Treuhandunternehmen zuzulassen bis hin zur katego-
rischen Weigerung, Banker als Vorsitzende zu wählen.24 

„Wann immer möglich, sollte die Regel gelten, daß kein Banker und kein Berater einem 
Aufsichtsrat vorsteht. Für sehr sinnvoll hielten wir es, einen ostdeutschen Vertreter der 
Kommune, des Landkreises oder des Landes, in dem das betroffene Unternehmen seinen 
Sitz hat, in den Aufsichtsrat zu wählen, um dort spezifische regionale Bedürfnisse einzu-
bringen und um mögliche Synergien mit anderen Unternehmen im Umkreis aufzuzeigen 
oder um arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wie ABM oder die Gründung von Arbeitsför-

21 Interviews mit Hermann Wagner, THA Beteiligungsführung, am 22. März 1993 (eige-
nes Interview) und am 24. Juli 1992 (autorisierte Niederschrift/Forschergruppe THA)). 

22 Ebenda. 
23 Ebenda; hier ist anzuführen, daß mein Interviewpartner, dem ich diese Informationen 

verdanke, später selbst unter Betrugsverdacht die THA verlassen hat. 
24 THA-Präsident Rohwedder soll persönlich die Parole ausgegeben haben: „Keine Ban-

ker im Aufsichtsrat"; Interview mit Hermann Wagner am 24. Juli 1992. 
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derungs-, Beschäftigungs- und Strukturanpassungsgesellschaften unterstützend zu be-
gleiten".25 

Die Besetzung der Aufsichtsräte sollte die regionale Vernetzung der Unternehmen 
fördern, die Abhängigkeiten von Banken möglichst gering halten. Die Gründe für 
die Abwehrhaltung gegenüber Banken sind vielschichtig: Einmal befürchtete man, 
daß Bankenvertreter Unternehmen in ihre Abhängigkeit bringen könnten, indem 
sie Aufsichtsratsmitglieder und Vorstände mit Finanzierungsversprechen beein-
flußten und eigene Privatisierungsstrategien durchsetzten.26 Diese im Herbst 1990 
gehegte Befürchtung erscheint übertrieben angesichts der Risikoscheu, mit der 
westdeutsche Banken später gegenüber Treuhandunternehmen auftraten. Die Ban-
kenaversion paßt im übrigen nicht zu der von Shonfield (1965) betonten Rolle 
der Bankenrepräsentanz in Aufsichtsräten als Grundlage einer Quasi-Planification 
des deutschen Wiederaufbaues nach dem Zweiten Weltkrieg. Möglicherweise lie-
gen ihr aktuelle Konflikte zugrunde. Die deutschen Großbanken hatten sich bereits 
kurz nach der Währungsunion bei ersten Kreditverhandlungen zur Sicherstelltang 
der Lohnzahlungen in Treuhandbetrieben unerwartet restriktiv verhalten. 

5. Sozial- und Wirtschaftspartnerschaft in der Chemischen Industrie 

Die Transformation der ostdeutschen Chemieindustrie ist das Musterbeispiel einer 
korporatistischen Industriepolitik. Sie unterscheidet sich deutlich von der Trans-
formation anderer Wirtschaftszweige. Obwohl die Probleme geringer Produktivi-
tät und hoher Umweltverwüstung hier besonders groß waren, ist es eine Erfolgs-
geschichte. Dabei war die Kluft zwischen Ost und West im Chemiesektor größer 
als zum Beispiel im Schiffbau oder im Maschinen- und Anlagenbau (Czada/Lehm-
bruch 1998). 

Die Chemieindustrie Ostdeutschlands unterschied sich von der westdeutschen 
in vielerlei Hinsicht. Sie war auf organische Grundstoffe, insbesondere auf die 
Gewinnung von Erdöl-, Erdgas- und Kohlewertstoffen orientiert, um den Roh-
stoffmangel des Landes auszugleichen. Die Zahl der Arbeiter im Verhältnis zu 
Angestellten war höher als in Westdeutschland, darunter ein auffallend hoher, 
auf zuletzt 30 Prozent gestiegener Anteil von Reparaturarbeitern. Mehr als die 
Hälfte der Anlagen war überaltert, 25 Prozent aus der Vorkriegszeit stammend. 

Das Chemiedreieck Merseburg-Halle-Bitterfeld war hoch umweltbelastet. Bit-
terfeld „hätte entsprechend den in der UNO empfohlenen Grenzwerten für Um-
weltbelastungen als nicht bewohnbar eingestuft werden müssen" (LAW 1990, 
S. 98). Noch vor der staatsrechtlichen Vereinigung wurden daher in dieser Region 
aus ökonomischen, ökologischen und sicherheitstechnischen Gründen mehr als 
100 Betriebe und Ablagenkomplexe stillgelegt (Gilles/Hertle/Kädtler 1994, S. 58). 

25 Ebenda. 
26 Interview mit Hermann Wagner am 22. März 1993. 
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Der Chemiesektor erschien im Vergleich zum Maschinenbau, Schiffbau oder Stahl-
sektor als am wenigsten erhaltenswert. Trotzdem blieben am Ende gerade hier 
die meisten Arbeitsplätze erhalten, während andere in die Bedeutungslosigkeit 
absanken. 1989 betrug die Produktivität im Maschinenbau-Ost 52 Prozent des 
West-Niveaus. In der Stahlproduktion waren es nur 30 Prozent, in der Chemiein-
dustrie durchschnittlich 31 Prozent, in der Mineralölverarbeitung 9 Prozent (Gör-
zig 1992, S. 129). 

Der vergleichsweise hohe Beschäftigungsgrad und erfolgreiche industrielle 
Restrukturierungsprozeß im Chemiesektor hat im wesentlichen drei Ursachen: 

- eine interventionsfreundliche, überschaubare Industriestruktur aus wenigen, 
regional konzentrierten und produktions technisch vernetzten Unternehmen; 

- politische Bestandsgarantien (Kanzlerversprechen) und öffentliche Beihilfen 
zur Erhaltung des regionalen Produktionsclusters, dessen Zusammenbruch 
unabsehbare soziale Folgen gezeitigt hätte; 

- eine ausgeprägte sozial- und wirtschaftspartnerschaftliche Struktur und Hand-
lungsorientierung bei den maßgeblichen Verbandsakteuren der chemischen 
Industrie. 

Unter allen Branchen kamen die Akteurkonstellation und die Problemlage der 
chemischen Industrie dem korporatistischen Modell Deutschland am nächsten. 
Wahrend die Industriestruktur, die politischen Interventionsbedingungen und das 
Interesse der Bundesregierung an der Chemietransformation vergleichsweise gut 
erklärbar sind (vgl. Czada/Lehmbruch 1998), bleiben die Rolle der „Industrie-
partnerschaft" (Rappe 1989) und die Herausbildung einer korporatistischen Mo-
dernisierungsstrategie deutungsbedürftig. Immerhin hatte gerade die prosperie-
rende westdeutsche Chemieindustrie die geringste Erfahrung mit einer staatlich 
gestützten Bewältigung von Modernisierungskrisen. Die IG Chemie konnte nicht 
wie die IG Metall auf ein Strategierepertoire zurückgreifen, das im westdeutschen 
Strukturwandel erprobt war. Möglicherweise konnte sich ihre Krisenreaktion ge-
rade deshalb situationsgerechter herausbilden. 

Die Verbände der chemischen Industrie beschlossen bereits im März 1990 
gemeinsame Verfahrensgrundsätze zur Übertragung der Steuerungs- und Koor-
dinationsinstitutionen des westdeutschen Chemiesektors auf das Gebiet der noch 
bestehenden DDR. Die Grundsätze wurden im Juni 1990 um industriepolitische 
Forderungen der Industriegewerkschaft Chemie-Papier-Keramik (IG-CPK), des 
Bundesarbeitgeberverbandes Chemie (BAVC) und des Verbandes der Chemischen 
Industrie (VCI) ergänzt. Prozedur und Ergebnisse dieser Zusammenarbeit stehen 
in der Tradition „außertariflicher Sozialpartnervereinbarungen" (BAVC 1989) in-
nerhalb der „Industriepartnerschaft" (Rappe 1989) der Chemieindustrie. Dies um-
faßt auch ein abgestimmtes Lobbying aller Chemieverbände gegenüber der Bun-
desregierung und ihren Organen. Dazu gehörten insbesondere auch Bestrebungen 
zur Novellierung des Arbeitsförderungsgesetzes (IG-CPK 1990). Der Vorsitzende 
der IG-CPK, Hermann Rappe - Mitglied des Verwaltungsrates der Treuhandan-
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stalt, SPD-Abgeordneter im Bundestag und Mitglied des THA-Ausschusses des 
Bundestages, Vertrauter des Bundeskanzlers Helmut Kohls und Teilnehmer an 
den Kanzlerrunden zum Aufbau-Ost - hatte an der Einfügung des § 249h in das 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) wesentlichen Anteil: § 249h ermöglicht die öffent-
liche Finanzierung von Beschäftigungsgesellschaften in den neuen Bundesländern, 
die der Verbesserung der Umwelt, der sozialen Dienste oder der Jugendhilfe 
dienen. 

Mit § 249h wurde der Weg für zwei Großprojekte mit zusammen rund 40.000 
Arbeitsplätzen frei, an denen die IG-CPK und die später mit ihr vereinigte IG-
Bergbau zentral mitwirkten. Mit Gründung eines „Qualifizierungswerkes Chemie" 
und eines „Sanierungswerkes Braunkohle" wurde ein für die Bundesrepublik 
neuer Weg der aktiven Arbeitsmarktpolitik beschritten (vgl. Knuth 1996). Unter 
dem Dach beider Werke wurde eine Reihe von Beschäftigungsgesellschaften zu-
sammengefaßt, z.B. die „Bitterfelder Qualifizierungs- und Projektierungsgesell-
schaft" mit 5.300, die Sanierungsgesellschaft der Leuna-Werke mit 1.500 oder die 
Strukturförderungsgesellschaft der Stickstoffwerke Wittenberg-Piesteritz mit 1.000 
Beschäftigten. Ihre Aufgaben umfassen umweltsichere Entsorgungsmaßnahmen, 
die Demontage von Produktionsstätten und die Sanierung und Erschließung von 
Flächen für neue Industrieansiedlungen. 

Mit dem hergebrachten Instrumentarium der individuellen Arbeitsförderung 
wäre die am 31. 3. 1993 zwischen der Treuhandanstalt und der IG Chemie zur 
kollektiven Beschäftigungsförderung und Altlastensanierung abgeschlossene Rah-
menvereinbarung nicht möglich gewesen. Auf Grundlage des § 249h verpflichtete 
sich die Treuhandanstalt, das „Qualifizierungswerk Chemie" mit 75 Mio. DM zu 
dotieren und „in enger Abstimmung mit der IG Chemie" zu verwalten. Zum einen 
leistet die Treuhandanstalt Zweckzuwendungen, mit denen die Betriebe des Qua-
lifizierungswerkes sachlich ausgestattet werden. Zum anderen sollen die Sozial-
pläne der Treuhandunternehmen im Organisationsbereich der IG Chemie vorse-
hen, daß Arbeitnehmer - nach Zuweisung in eine nach § 249h AFG von der 
Arbeitsverwaltung geförderte Sanierungsgesellschaft - Abfindungen in Form von 
Lohnzahlungen beziehen. Zusammen mit Lohnkostenzuschüssen der Bundesan-
stalt für Arbeit an jeden von ihr zugewiesenen Arbeitnehmer entsteht ein Brutto-
einkommen, das niedriger sein muß als das, was in einem nicht nach § 249h AFG 
geförderten Unternehmen derselben Branche tariflich erzielt wird. Eine ähnliche 
Rahmenvereinbarung hat die THAmit der IG Bergbau und Energie abgeschlossen. 
Hier wurden Bergleute aus den Kali- und Braunkohlerevieren zu Landschafts-
gärtnern qualifiziert und zur Großflächens anierung eingesetzt. 

Auf der Grundlage der in den Unternehmensplänen enthaltenen Weiterbil-
dungskomponente wurden Chemie- und Bergarbeiter zu Umweltsanierern aus-
gebildet, wie sie im Chemiedreieck und in den Braunkohlerevieren insbesondere 
zur Demontage alter Fabrikanlagen und Großflächensanierung auf lange Sicht 
gebraucht werden. Diese Maßnahme erhöhte die Privatisierungschancen in beiden 
Sektoren, weil dadurch die Zahl der zu privatisierenden Arbeitsplätze verringert, 
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Tabelle  2: Beschäftigungsveränderungen ausgewählter Sektoren 
(in Tausend Beschäftigten)* 

Maschinenbau 
1990 1072 418 
1994 880,8 79,8 

Elektrotechnik 
1990 1109 277 
1993 945,4 61,3 

Landwirtschaft 
1989 662,7 889,0 (LPGs) 
1993 579,3 196,2 

Chemieindustrie 
1990 606 161 
1993 557,3 107,6 

Öffentlicher Dienst (Länder und Gemeinden) 
1991 3.272 675,6 

,1994 3.277 565,7 

Handel (Groß- und Einzelhandel) 
1990 3.047 675 
1994 3.267 581 

Gesundheitswesen 
1990 195,3 42,5 
1993 216,9 43,1 

Banken 
1990 645,2 52 
1993 684,6 69,5 

* Aufsteigend von Branchen mit dem höchsten Beschäftigungsverlust im angegebenen 
Zeitraum. Die Daten sind aufgrund unterschiedlicher Sektorabgrenzungen und Erhe-
bungsmethoden zwischen Ost und West sowie zwischen Branchen nicht exakt ver-
gleichbar. 
Quellen: Landwirtschaft Ost 1989: Statistisches Amt der DDR (1990, S. 36); Öffentlicher 
Dienst: Wollmann (1996, S. 98, 99, 104), Statistisches Bundesamt (versch. Jahre). Aus 
Vereinheitlichungsgründen wurden soweit möglich Daten des Statistischen Bundesam-
tes zugrundegelegt, auch wenn andere Quellen detailliertere Angaben enthalten. 

und zugleich die Treuhandanstalt von der ökologischen Altlastenproblematik be-
freit wurde. 

Die Einrichtungen erfüllten eine Aufgabe, für die sich bei der THA interna-
tionale Demontageunternehmen beworben hatten. 2 7 Der THA nützte die mit Be-
schäftigungsgesellschaften gefundene Lösung zusätzlich, weil deren Sachinvesti-
tionen - Baufahrzeuge, Recycling-Anlagen, Maschinen, Werkzeuge - von Ostbe-

27 Interview Wolf Schöde, THA Abt. Öffentlichkeitsarbeit, am 25. Feb. 1993. 
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trieben, insbesondere Treuhand unternehmen aus dem Maschinen- und Anlagen-
bausektor, bezogen wurden. Damit konnten nicht nur Arbeitsplätze in der Che-
mieindustrie, sondern auch in Treuhand- und Ex-Treuhandunternehmen vorüber-
gehend gesichert werden. 

Die Sozialpartnerschaft im Chemie- und Bergbausektor führte zu einem lang-
sameren und insgesamt geringerem Beschäftigungsabbau als in anderen Indu-
striezweigen (siehe Tabelle 2). Zugleich verschlang die finanzielle Förderung der 
ostdeutschen Chemie- und Braunkohlestandorte größere Mittel als die marktwirt-
schaftliche Transformation anderer Wirtschaftszweige. Sie wurden indessen über-
wiegend investiv verwendet. Eine ähnlich massive, öffentlich finanzierte Investi-
tionsoffensive gab es nur im Fall des von Lothar Späth aus dem Zeiss-Erbe zu-
sammengebauten Jenoptik-Konzerns. Wie in der Chemieindustrie verfuhr man 
auch hier ohne große Rücksicht auf westdeutsche Brancheninteressen. Westdeut-
sche Konkurrenten und ihre Wirtschaftsverbände hatten öffentlich geförderte In-
vestitionen im Osten oft abgelehnt. Die Repräsentanten des Maschinenbaues waren 
dabei besonders erfolgreich. Den überwiegend mittelbetrieblich strukturierten 
westdeutschen Maschinenbauunternehmen waren die ostdeutschen Kombinate 
zu groß, um sie übernehmen zu können. Zugleich mußten sie einige vergleichs-
weise produktive Betriebe als Konkurrenten fürchten. Daher war es in ihrem 
Interesse, Mammutunternehmen wie das Schwermaschinenkombin'at Ernst Thäl-
mann (SKET) kleinschrumpfen zu lassen. 

Die Transformation der Chemieindustrie unterscheidet sich von allen anderen 
Branchen. Sie kommt der neokorporatistischen Austauschlogik, nach der Löhne, 
Investitionen und Arbeitsplätze im Verbund von Staat-, Gewerkschaften und Wirt-
schaftsverbänden ausgehandelt werden, am nächsten. Freilich ist die Frage nach 
dem ökonomischen Erfolg dieser Strategie noch offen. Es spricht aber einiges 
dafür, daß selbst bei langjährigen Anlaufverlusten, die nach den Privatisierungs-
verträgen von der „Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben" mit-
finanziert werden müssen, die Gesamtbilanz des Chemiestandorts besser sein 
wird als etwa im ostdeutschen Maschinenbau. 

V.  Die Zukunft  des „Modells Deutschland" nach der Vereinigung 

1. Dilemmata des „Aufbaues-Ost" und der Vereinigungspolitik 

Vom breiten Vereinigungskonsens führt ein kurzer Wege zur kontroversen Stand-
ortdebatte. Die Themen der Vereinigungspolitik und der Standortdebatte gehen 
seit 1992 fließend ineinander über (vgl. Heinelt/Weck 1987). Beidesmal geht es 
um Anpassungen der Wirtschaft an veränderte Problemlagen. Und in beiden 
Fällen spielt die Frage nach der Güte und Wettbewerbsfähigkeit ökonomischer 
Koordinationsstrukturen eine zentrale Rolle. 
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Die Anpassungsprobleme in Ostdeutschland sind indessen viel komplizierter 
als in Westdeutschland. Das gilt in erster Linie für das Ausmaß des Produktivi-
tätsrückstandes. Bei einer durchschnittlichen Arbeitsproduktivität von 25 Prozent 
(1991) der westdeutschen Produktivität in allen Gewerbezweigen (Grundstoffe, 
Investitionsgüter, Verbrauchsgüter, Verarbeitende Industrie), ausgenommen die 
Nahrungs- und Genußmittelherstellung (Görzig 1992, S. 129), war ein rasches 
Einholen des westdeutschen Standards auch unter optimalen institutionellen Be-
dingungen illusorisch. Wer annahm, gutes Geld und gutes Recht würden ausrei-
chen, diese Aufbauleistung zu meistern, vergaß einen dritten Faktor, dem eine 
entscheidende Rolle zukommt: Zeit. 

Aufholprozesse der Industrie sind insbesondere dann zeitaufwendig, wenn 
Sektorstrukturen neu aufgebaut und miteinander verbunden werden müssen. Die 
Konfiguration von Sektoren ist im Fall rascher Transformation für Fehlentwick-
lungen besonders anfällig (Czada/Lehmbruch 1998). Da der Markt als Koordina-
tionsinstanz der postsozialistischen Transformationsprozesse noch nicht funktio-
nierte, mußten Treuhandmitarbeiter, Betriebsprüfer und private Investoren mehr 
oder weniger spekulativ über das Schicksal von Sektoren, Unternehmen und 
Arbeitsplätzen entscheiden. Der Wert der DDR-Wirtschaft mußte geschätzt wer-
den, denn es gab keine Märkte für DDR-Waren und keine Marktpreise für Unter-
nehmen. 

Die 1993 einsetzenden Bemühungen um die Erhaltung von Schlüsselindustrien, 
sogenannte „industrielle Kerne", haben gezeigt, daß die politischen Rahmenbe-
dingungen zunächst einer kohärenten industriellen Transformationspolitik entge-
genstanden. Politik und Administration der neuen Bundesländer waren in den 
ersten Jahren nach der staatlichen Vereinigung bei weitem nicht so funktionsfähig, 
wie es die dort und in der Treuhandanstalt tätigen westdeutschen Beamten und 
Manager gewohnt waren.28 Die Wahrnehmung der Probleme war durch ihre west-
deutsche Erfahrung, durch das westdeutsche Institutionensystem vorherbestimmt. 
Das in den Osten verpflanzte System funktionierte dort keineswegs so wie im 
Westen. 

Beispiel: Im Aufbau-Ost hatten die Bundesregierung und die Treuhandanstalt 
die Letztentscheidung über die in ihrem Besitz befindlichen Unternehmen. Die 
Neuen Länder, über deren künftige Wirtschaftsstruktur entschieden wurde, konn-
ten diesem eigentumsrechtlich begründeten Verfügungsrecht nichts entgegenset-
zen. In Westdeutschland hatte sich der Bund stets gesträubt, Krisenunternehmen 
der Kohle-, Textil-, Stahl und Schiffbauindustrie zu verstaatlichen; in Ostdeutsch-
land kam er unfreiwillig in den Besitz solcher Unternehmen und wollte sie so 
schnell wie möglich loswerden. In beiden Fällen sah man in der Zahlung von 

28 Auf der Ebene des Verwaltungsrates, des THA-Vorstands und der Direktoren, gab es 
nur vereinzelt Ostdeutsche. Allerdings entstammten 27 Prozent der Abteilungsleiter 
und Referenten dem Staatsdienst und Kombinaten der DDR. Ein Drittel der Mitarbei-
ter dieser Ebene kamen aus der westdeutschen Wirtschaft, 12 Prozent aus dem öffent-
lichen Dienst der Bundesrepublik, der Rest entfiel auf Berufsanfänger, gesellschaftli-
che Organisationen und sonstige Herkunftsbereiche (Czada 1993, S. 150). 
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„Strukturhilfen" an private Eigentümer die bessere Lösung. Sosehr sich die poli-
tischen Beweggründe gleichen mögen, so unterschiedlich sind doch die operativen 
Ziele und Handlungsbedingungen. 

Die für die Durchsetzung regionalwirtschaftlicher Bedürfnisse ungünstige Si-
tuation wurde durch zunehmende Kontrollansprüche der Europäischen Kommis-
sion weiter verschärft. Bis ins Jahr 1992 waren die Neuen Bundesländer aus den 
Verhandlungen zwischen Bund, THA und der europäischen Wettbewerbsbehörde 
über die Anwendung des Beihilferechts in sensiblen Branchen weitgehend aus-
geschlossen (Ensser 1996, S, 46-65). Erst danach bahnten sich Beziehungen zwi-
schen den Staatskanzleien der Länder und der europäischen Ebene an. 

Die künftige Gestalt der Unternehmen und Branchen mußte letztlich offen 
bleiben, da jede Form der Industriepolitik die nach westlichen Bedürfnissen ge-
schaffene Zuständigkeitsstruktur überfordert hätte. Es kam allenfalls zu einer 
„Strukturpolitik wider Willen" (Nägele 1994), die von vereinzelten und doch 
tiefgreifenden Eingriffen geprägt war: zu einem Sammelsurium inkohärenter In-
terventionen, das dem in den sechziger und siebziger Jahren entwickelten Konzept 
einer Strukturpolitik aus einem Guß diametral entgegenstand. 

Die im Aufbau befindlichen Regierungen der neuen Länder hätten die ihnen 
verfassungsmäßig zustehende Aufgabe der Wirtschaftsstrukturpolitik gar nicht 
wahrnehmen können. Frühe Forderungen von Gewerkschaften und Teilen der 
SPD an die neuen Landesregierungen, strukturpolitisch zu handeln, mußten bereits 
an der durch die Treuhandanstalt geprägten Zuständigkeitsstruktur scheitern. 
Nur die Bildung von „Ländertreuhandanstalten" hätte Chancen nach dem west-
deutschen Vorbild eröffnet. Doch entsprechende Versuche der Länder wurden im 
Herbst 1990 von der Bundesregierung im Verein mit der Treuhandanstalt vereitelt 
(Czada 1993, S. 151). Später, im Frühjahr 1991, als die budgetären Belastungen 
des Aufbaues-Ost offenbar wurden, überließen die Neuen Länder mehr oder 
weniger freiwillig der Treuhandanstalt das Feld. 

Ferner ist zu beachten: Westdeutsche Unternehmer, die im Osten nicht zum 
Zuge kamen, müssen sich auf Dauer gegen die im Osten subventionierte Kon-
kurrenz behaupten. Stahl, Maschinenbau und Werften waren neben dem Mine-
ralölsektor die Branchen, in denen die stärksten Gegensätze zwischen den Auf-
bauinteressen der Bundesregierung und der neuen Bundesländer einerseits und 
den Schutzinteressen westdeutscher Unternehmen sowie der alten Bundesländer 
andererseits auftraten. Die staatliche Erhaltung industrieller Kerne im Osten be-
deutete also nicht nur Konflikte zwischen Ost und West, sondern auch innerhalb 
westlicher Akteurgruppen. Davon war und ist die Handlungsfähigkeit der Struk-
turpolitik insgesamt betroffen. 

Im Juli 1996 hat der Bund-Länder-Planungsrat im Rahmen der „Gemeinschafts-
aufgabe Regionale Wirtschaftsförderung" das Fördergebiet in West und Ost für 
den Zeitraum von 1997 bis 1999 neu zugeschnitten. Geplant war, die Förderung 
in den neuen Bundesländern zu verringern und dafür die Fördergebiete im Westen 
von 20,8 auf 22 Prozent der Bevölkerung auszudehnen. Dies jedoch hat die Eu-
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ropäische Kommission verhindert; sie billigte nur Fördermöglichkeiten für West-
berlin, damit Berliner Firmen nicht in das brandenburgische Umland abwandern.29 

Ursprünglich hatte die Europäische Kommission sogar angedroht, ein sogenanntes 
„Hauptprüfungsverfahren" mit dem Ziel einer Fördergebietsbegrenzung auf 18 
Prozent der Einwohner im Westen einzuleiten, und zugleich angekündigt, am 
Aufbau-Ost weiterhin mitwirken zu wollen. Die Transformation der Industrie in 
den neuen Ländern hat insofern nicht nur die Bundesregierung tief in den „Auf-
bau-Ost" involviert, sondern über die Genehmigung industriepolitischer Förder-
maßnahmen auch die Europäische Kommission immer stärker ins Spiel gebracht. 
Die Bundesregierung und später auch die Regierungen der neuen Länder verhan-
deln nun über jeden größeren Problemfall direkt mit der europäischen Wettbe-
werbskommission. Dadurch hat sich mit dem Aufbau-Ost ein neues intergouver-
nementales issue network herausgebildet, in dem sich marktwirtschaftliche Rhetorik 
und europaweit abgestimmte Beihilfeentscheidungen zu einer gezwungener-
maßen pragmatischen Grundhaltung vermischen. 

2. Spaltung der Wirtschaft und ungleiche Lastenverteilung 

Obgleich alle Transformationserfahrung die Bedeutung sektoraler Ordnungsfor-
men als eine Voraussetzung der Ost-West-Angleichung gezeigt hat, sind diese 
Ordnungsformen gerade in Ostdeutschland gefährdet. Verbände, Gewerkschaften, 
Kammern und Regelsysteme, ohne die eine Übertragung der westdeutschen In-
stitutionen nicht möglich gewesen wäre, werden dort nicht unverändert überleben 
können. Das deutsche Nachkriegsmodell steht am Scheideweg (vgl. Casper 1997; 
Casper/Vitols 1997, S. 10). Ob die Globalisierung, verstanden als Verletzbarkeit 
nationaler Ökonomien gegenüber Weltmarkteinflüssen, dafür zuvörderst oder gar 
allein verantwortlich ist, erscheint aus zwei Gründen höchst fragwürdig: Erstens 
erweisen sich korporatistische Strategien in anderen Ländern als erfolgreiche An-
sätze zur Modernisierung und Liberalisierung des Wohlfahrtsstaates. Zweitens, 
nur Deutschland, das im gleichen Maß wie andere Wohlfahrtsstaaten von Globa-
lisierung betroffen wurde, hatte zusätzlich die Last einer Spaltung der Ökonomie 
schultern müssen. 

Ad 1. „Modell Deutschland" meint ein Verfahren kooperativer Konfliktbewäl-
tigung, das ausdrücklich die internationale Wettbewerbsfähigkeit fördern und 
daraus resultierende Anpassungslasten sozialverträglich verteilen soll (Esser et 
al. 1979; Markovits 1982; Esser/Fach/Väth 1983; Scharpf 1987). Ähnliche Kon-
sensstrategien haben in den Niederlanden bis in die jüngste Zeit erfolgreiche 
Krisenlösungen ermöglicht: Die Kontinuität der Zusammenarbeit zwischen Ar-
beitgebern, Gewerkschaften und Staat führte dort dazu, daß der Lohnanstieg 
innerhalb der EU am geringsten und der soziale Friede infolge eines niederlän-

29 Vgl. „Bonn und Brüssel erzielen Kompromiß im Streit um die Regionalförderung" (in: 
Süddeutsche Zeitung v. 14.11.1996). 
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dischen Bündnisses für Arbeit, das die Reform der sozialen Sicherungssysteme 
einschloß, erhalten blieb.30 Auch in Schweden konnte die Globalisierung die Kern-
festen des dortigen Wirtschafts- und Sozialmodells nicht erschüttern, obwohl die 
dortigen Anpassungserfordernisse und fiskalischen Bedingungen schlechter wa-
ren als in Westdeutschland (Ryner 1996). Ein Bündnis für Arbeit, das die Indu-
striegewerkschaft Metall vorschlug und das die Bundesregierung unterstützen 
wollte, konnte dagegen aufgrund der zu diesem Zeitpunkt bereits erodierten 
Konfliktregelungsmechanismen wegen zunehmender Asymmetrien im korpora-
tistischen Interaktionsgeflecht und wegen des außerordentlichen Problemdrucks 
nicht mehr verwirklicht werden (Lehmbruch 1997). 

Ad 2. Während Probleme der Weltmarktanpassung seit langem bekannt sind 
und erfolgversprechende Strategien für die neunziger Jahre auf Steuer- und fis-
kalpolitischen sowie gesellschafts- und verteilungspolitischen Handlungsfeldern 
im institutionellen Rahmen des westdeutschen Weges (Schmidt 1991) vor der 
Vereinigung diskutiert wurden (SVR 1989), steht die Erosion der institutionellen 
Grundlagen des „Modells Deutschland" im unmittelbaren Zusammenhang der 
Vereinigungspolitik. Das zentrale Problem besteht in der regionalen Aufspaltung 
des Landes in arm und reich und in einer asymmetrischen Verteilung der daraus 
resultierenden Lasten: 

Neben den erwähnten Entwicklungen im Bereich der industriellen Konfliktre-
gelung, der Industriefinanzierung und der unterschiedlichen Produktionssysteme 
erweist sich die Dualisieritng der Ökonomie als stärkste Entwicklungsbarriere und 
als stärkstes Hindernis für eine Fortsetzung des westdeutschen Weges. Die Un-
terschiede in der ökonomischen Leistungskraft zwischen Ost- und Westdeutsch-
land sind zu groß für neokorporatistische Politik. Der auf Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse und konsensuelle Konfliktbewältigung gerichtete westdeut-
sche Weg ist aus diesem Grund nicht mehr gangbar. Auf politischer Ebene wird 
dies erst mit Verzögerungen deutlich. In Wirtschaft und Gesellschaft sind die 
Anzeichen dafür unübersehbar. 

Während in Ostdeutschland Öffnungsklauseln dazu führen, daß die Betriebs-
räte in vielen Betrieben weit untertarifliche Entgelte akzeptieren, brüstet sich der 
Betriebsrat von Daimler-Benz 1997 damit, eine Beschäftigungsgarantie bis ins Jahr 
2001, übertarifliche Lohnerhöhungen und ein großzügiges Bonussystem erreicht 
zu haben. Zur Blütezeit des „Modells Deutschland" streikten Daimler-Beschäftigte 
für die Abschaffung von Niedriglohngruppen, die es in diesem Unternehmen 
überhaupt nicht mehr gab. Sie taten es aus Solidarität für die schlechter organi-
sierten Arbeitnehmer in Klein- und Mittelbetrieben. Dieses Solidarbündnis des 
westdeutschen Modells ist offensichtlich aufgekündigt. Es wäre vermutlich selbst 
bei großen Anstrengungen der beteiligten politischen Akteure nicht mehr auf-
rechtzuerhalten. Die „Verbetrieblichung der industriellen Beziehungen" korre-

30 Kleinfeld (1997); vgl. Hearing vor dem Haupt- und Wirtschaftsausschuß des Nord-
rhein-Westfälischen Landtages zum Niederländischen Modell vom 12. Juni 1997; Land-
tag Intern v. 18. Juni 1997, S. 14. 
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spondiert mit einer Heterogenisierung der Lebensverhältnisse, die unter den heute 
üblichen fiskalischen Knappheitsbedingungen kaum mehr sozialpolitisch aufge-
fangen werden kann. 

Die deutsche Vereinigung hat nicht nur eine duale Wirtschaftsstruktur entste-
hen lassen. Die Vereinigungspolitik hat zugleich soziale Ungleichheiten verstärkt. 
1992 betrug der Anteil vereinigungsbedingter Belastungen durch Steuern und So-
zialversicherungsbeiträge am Haushaltseinkommen in der oberen Einkommenshälfte 
2,5 Prozent, während die unter dem Durchschnitt liegenden Haushalte einen 
Anteil von 3,5 Prozent zu tragen hatten. 1994 war die Belastung der Haushalte 
im oberen Segment auf 4,8 Prozent angestiegen, die der geringer Verdienenden 
auf 5,7 Prozent (Heilemann et al. 1994; Bredemeier 1996, S. 186). Für die höheren 
Einkommensgruppen fällt der wahre Anteil jedoch weit geringer aus, wenn man 
die durch Sonderabschreibungen im Osten ab 1991 entstandenen Steuerminder-
einnahmen von jährlich mehr als 10 Mrd. DM dieser Gruppe als Geld- und Ver-
mögenszuwachs anrechnet. Ein lediger Durchschnittsverdiener verlor zwischen 
und 1990 und 1996 durch erhöhte Steuern und Sozialabgaben sechs Prozent seines 
Einkommens. Davon entfallen zwei Prozent auf Steuererhöhungen, 1,4 Prozent 
auf den Solidarzuschlag, 2,5 Prozent auf gestiegene Sozialbeiträge (Bundesbank 
1997, S. 102). Indirekte Belastungen, die sich zum Beispiel aus Gebührenerhöhun-
gen der Gemeinden mfolge ihrer Belastung durch das Föderale Konsolidierungs-
programm vom Juni 1993 ergeben (vgl Czada 1995, S. 95), sind hier nicht berück-
sichtigt. Einkommenseinbußen um sechs Prozent der Haushaltseinkommen liegen 
indessen immer noch weit unter dem Wert, den die Europäische Kommission 1990 
zur Finanzierung der deutschen Einheit prognostiziert hatte: eine Belastung aller 
Einkommensempfänger mit einem Zehntel der Einkommen auf mindestens zehn 
Jahre. 

Die Strategie der Steuervermeidung durch Sonderabschreibungen im Inland 
ist der Hauptgrund für die trotz laufender Steuererhöhungen eingetretene Fiskal-
krise des Staates bis hin zur „Erosion der Steuerbasis" (Bundesbank 1997b, S. 83, 
93). Tragischerweise hatten mehrere Versuche, die Steuerbasis zu festigen, den 
gegenteiligen Effekt. So löste die Einführung des steuerlichen Zinsabschlages im 
Jahr 1993 „umfangreiche Mittelverlagerungen in das Ausland" sowie „inländische 
Vermögensübertragungen auf Kinder" aus (ebd.; vgl. Bundesbank 1994). Zwar 
stehen einige steuerpolitische Maßnahmen, die zwischen 1993 und 1997 ergriffen 
wurden, nicht in direktem Zusammenhang mit der Vereinigungspolitik. Gleich-
wohl lag ihnen stets das Bemühen zugrunde, vereinigungsbedingte Mehrausgaben 
und Mindereinnahmen des Staatshaushalts zu kompensieren. Ein Blick auf die 
zwischen 1993 und 1997 verabschiedeten 15 Steuergesetze und ihre Konsequenzen 
(Bundesbank 1997, S. 98-103) läßt vermuten, daß die Finanzadministration von 
den Herausforderungen des Vereinigungsmanagements schlicht überfordert wur-
de. Wie anders: Die Situation steigender Ausgaben in alljährlicher dreistelliger 
Milliardenhöhe bei unvorhergesehenen, wenn auch politisch verursachten Steuer-
mindereinnahmen bedeutete für das politische Personal eine Aufgabe, die es 
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- nach allem, was wir über die kognitiven, institutionellen und interessenpoliti-
schen Restriktionen des politisch-administrativen Handelns wissen (vgl. Gzada 
1997) - kaum bewältigen konnte. 

Die vereinigungsbedingten Steuermindereinnahmen übersteigen die von 
Globalisierung, internationalem Steuerwettbewerb und Steuerflucht bedingten 
Ausfälle bei weitem. Das Aufkommen aus Steuer arten, die durch Verlagerung ins 
Ausland umgangen werden können, insbesondere Steuern, die juristische Perso-
nen auf ihren Gewinn zahlen, nimmt sogar ab 1996 wieder zu, während das aus 
Löhnen und Einkommen im Inland beständig zurückgeht.31 Allein die abschrei-
bungsbedingten Erstattungen auf die Einkommensteuer „schnellten von 22 Mrd. 
DM im Jahr 1992 auf 41,5 Mrd. DM im Jahr 1996 in die Höhe und drückten so 
das eigentliche Steueraufkommen auf ein Fünftel" (Süddeutsche Zeitung v. 14.8. 
1997, S. 21). Die Bundesbank macht dafür Sonderabschreibungen auf Investitionen 
in den neuen Bundesländern verantwortlich; erst an zweiter Stelle steht der durch 
Arbeitslosigkeit bedingte Steuerausfall (ebd.; Bundesbank 1997b, S. 93). Die Staats-
finanzen wären in dieser Hinsicht weniger verletzlich, wenn die anteilsmäßige 
Besteuerung von Arbeit nicht seit Jahrzehnten beständig zugenommen hätte, wäh-
rend der Anteil der Kapitalsteuern am Gesamtsteueraufkommen (Körperschafts-
steuer, veranlagte Einkommensteuer und Gewerbesteuer) von 24 Prozent im Jahr 
1980 auf heute 11 Prozent des Gesamtsteueraufkommens zurückging. Trotz viel-
fach anderslautender Interpretationen ist festzuhalten: West-Ost-Finanztransfers 
von 1.200 Mrd. DM bei gleichzeitigen Steuermindereinnahmen durch vereini-
gungsbedingte Sonderabschreibungen, Massenarbeitslosigkeit sowie der ab 1995 
einsetzende Schuldendienst auf den Erblastentilgungsfond rissen ein weit größeres 
Loch in den Staatssäckel als die Folgen einer vermeintlich just zu diesem Zeitpunkt 
massiv einsetzenden Globalisierung. 

Der Umfang der Lasten und die ausgeprägte Asymmetrie der Lastenverteilung 
ist in einem politischen Konsensmodell, wie dem „Modell Deutschland", vermut-
lich nur auf begrenzte Zeit durchzuhalten sowie unter der zusätzlichen Voraus-
setzimg, daß die institutionellen Grundlagen intakt bleiben. Die herkömmliche 
Wirtschafts- und Tarifpolitik, die den leistungsfähigen Exportsektor schont, zu-
gleich angemessene Einkommen in schwächeren Wirtschaftszweigen schafft und 
die sozialpolitische Kompensation der sozialen Kosten forcierter Wirtschaftsmo-
dernisierung garantiert, ist unter den Bedingungen einer dualen Ökonomie und 
leerer Staatskassen nicht machbar. Abermals: Es ist nicht Globalisierung, die das 
westdeutsche Modell in Bedrängnis brachte; es wurde gegenüber äußeren Ein-
wirkungen erst dann verletzlich, als seine inneren Funktionsvoraussetzungen ge-
schwächt waren. 

31 Allein von 1995 auf 1996 sank das Aufkommen aus der Lohnsteuer um 31 Mrd. DM, 
auü der veranlagten Einkommensteuer aber nur um 1 Mrd. DM. Das Körperschafts-
steueraufkommen stieg im selben Zeitraum um 11 Mrd.-Mark (Bundesbank Monats-
berichte 49/7 (Juli 1997), S. 55). Wie angesichts dessen das Gespenst der Globalisierung 
im Zusammenhang der Fiskalkrise gezeichnet werden konnte, ist höchst erstaunlich. 
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Die jüngste Sonderausgabe der Zeitschrift Industry and Innovation zum Thema 
„The German Model in the 1990s" macht deutlich, daß Westdeutschland nach 
seiner Industriestruktur, Innovationsleistung und hochproduktiven flexiblen Qua-
litätsproduktion bei weitem nicht in die Regionalliga der Weltwirtschaft abgestie-
gen ist (Soskice 1997; Casper/Vitols 1997; Matraves 1997). Im Gegenteil; Große 
Teile der westdeutschen Industrie und einige wenige ostdeutsche Unternehmen 
steigerten nach der Vereinigung ihre Gewinne und Exportanteile ebenso wie die 
Zahl ihrer Patente. 

Ob die deutsche Politik einen heilsamen Kurswechsel herbeiführen wird, ohne 
bewahrenswerte Kernbestände des „Modells Deutschland" über Bord zu werfen, 
hängt unter anderem davon ab, wie zutreffend künftige Problemdiagnosen aus-
fallen. Nur wenn vereinigungsbedingte Probleme als solche erkannt werden, lassen 
sie sich auch lösen. Wer sie falsch analysiert, vertut die „Chancen der Krise". 
Unbestreitbar hält die deutsche Vereinigung nach wie vor Chancen bereit - wenn-
gleich ein Gutteil nach sieben Jahren verspielt scheint. Die größte Chance bestand 
darin, im Osten vieles besser zu machen als im Westen. Allerdings wurde das 
westdeutsche Vorbild unbedacht in eine andere Welt verpflanzt. Heute ist Deutsch-
land politisch-institutionell integriert, aber politisch-ökonomisch, die Wirtschaft-, 
lichen Problemlagen und ihre Lösungsmöglichkeiten betreffend, gespalten. Die 
ostdeutsche Wirtschaft ähnelt mehr einem Zerrbild als einer Kopie des westdeut-
schen Modells. Die Erkenntnis, daß Ost- und Westdeutschland zwei Wirtschafts-
räume mit grundverschiedenen Strukturen, Problemen und Lösungsvarianten dar-
stellen, kam spät. Sie wird in der politischen Rhetorik oft heruntergespielt und 
in ihren Konsequenzen unterschätzt. Sie erscheint freilich als Grundvoraussetzung 
jeder erfolgversprechenden, evolutionären Fortentwicklung. 
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